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Deutſchland.
Berlin. Sitzung der Vereinigten Kurien am

7 9. Juni. Dem Vereinigten Landtage war eine konig-
liche Propoſition und eine miniſterielle Denkſchrift uber den
Bau einer Eiſenbahn vorgelegt, welche Berlin mit Koönigs-
berg und die mittlern Provinzen mit den oſtlichen verbinden
ſollte. Die Bahnſtrecke war auf 80 preuß. Meilen Lange
ermittelt. Das Gouvernement beantragte, daß der Bau
vom Staate ausgefuhrt, und daß die dazu erforderlichen
Geldmittel durch eine Anleihe aufgebracht wurden. Nach
dem Geſetz ſollen nun aber keine Schulden gemacht werden
durfen ohne Zuziehung und Mitgarantie der Reichsſtande.
Der Vereinigte Landtag als die geſetzlich vorgeſehene Reichs
verſammlung wurde daher zugezogen, fur das beabſichtigte
neue Anlehn die Mitgarantie zu übernehmen. Außer der
königlichen Botſchaft waren aber auch funf Petitionen aus
Frankfurt a./O., Bromberg, dem deutſch-kroner Kreiſe und
von dem Abg. Hanſemann eingebracht worden. Das Ma-
terial wurde der zweiten Abtheilung zur Begutachtung zu-
gewieſen. Der Gegenſtand war ein uberaus wichtiger.
Fruher hatte die Regierung das Syſtem angenommen, den
Bau der Eiſenbahnen der Privatkonkurrenz zu uberlaſſen.
Unter dem Einfluſſe dieſes Syſtems iſt das rein bureaukra
tiſche Eiſenbahngeſetz vom 3. Nov. 1838 entſtanden. Die
nachher gemachten Erfahrungen bewogen die Regierung,
ihr Syſtem dahin zu ändern, daß ſie in ihrer Finanzpartie
einen beſondern Eiſenbahnfonds grundete, um Aktiengeſell-
ſchaften zu unterſtuützen und durch Theilnahme an den Aktien-
zeichnungen auch am Gewinne der Privatgeſellſchaften Theil
zu haben. Dies war das zweite Stadium, in welches das
Regierungsſyſtem eintrat. Das dritte Stadium war die
Uebernahme der Zinſengarantie bei ſolchen Bahnen, welche
wirklich nicht ohne Hoffnung auf guten Zinſenertrag ſind.
Das Syſtem des Staatsbaues hatte die Regierung auch
zur Zeit, als die Geldverhältniſſe weniger geſtort waren
und der Geldmarkt ein ſehr gunſtiger genannt werden konnte,
beharrlich von ſich gewieſen. Die koönigliche Propoſition
und die miniſterielle Denkſchrift ließen erkennen, daß das

Gouvernement das Syſtem aufzunehmen geſonnen ſei, fur
deſſen Richtigkeit und nothwendige Ausfuhrung ſich die
Volksſtimme bereits 10 Jahre fruüher entſchieden hatte. Die
Regierung trug jetzt ſelbſt darauf an, die 80 Meilen große
preußiſche Oſtbahn, im Widerſpruche gegen ihr fruheres
Syſtem auf Staatskoſten zu bauen. So intereſſant nun
eine Beleuchtung dieſer verſchiedenen Phaſen ſein wurde,
welche die Regierungsanſicht im Gegenſatz zu den Volkser-
fahrungen bis jetzt durchgemacht hat, wie belehrend und
zugleich ermuthigend es erſcheinen wurde, zu zeigen, daß
die geläuterte Nationalpraxis ſowohl im Politiſchen wie im
Staatsökonomiſchen die gouvernementalen Anſichten ſo zu
ſagen ins Schlepptau genommen habe ſo bildete doch dies
in den Verhandlungen der Vereinigten Kurien eine ſo un-
tergeordnete Angelegenheit, daß ſie nur hin und wieder be-
ruührt, nirgends aber beſtimmter artikulirt wurde. Der
Hauptpunkt der ganzen Frage war die Anleihe.
Der Bau der preußiſchen Oſtbahn wurde zur Prinzi-
pienfrage. Die Abtheilung, welche die Regierungsvor-
lagen und die Petitionsanträge zu prufen hatte, war leich-
ten Fußes uber die wichtigſten Gegenſtände hinweggegan-
gen. Es wird von Jntereſſe ſein, zu erfahren, aus wel-
chen Mitgliedern die begutachtende Abtheilung beſtand. Es
waren folgende 3 aus dem Herrenſtande: Fuürſt zu Lynar,
Graf zu Dohna-Lauck, Graf Solms-Sonnenwal-
de; 5 aus der Ritterſchaft: Freiherr von Manteuffel
der Zweite aus dem Brandenburgiſchen, Freiherr von
Lilien-Borg aus Weſtphalen, Freiherr von Frieſen
aus Sachſen, Landſchafts- Deputirter von Gordon aus
Preußen und Rittergutsbeſitzer von Heyden aus Pom-
mern; 8 aus den ſtädtiſchen Deputirten, Kommerzienrath
Abegg aus Danzig, Kaufmann Appelbaum aus Brom-
berg, Präſident der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft Merkens
aus Koln, Stadtrath von Olfers aus Muünſter, Buürger-
meiſter Kuſchke, Brämer, Kaufmann Gerdners-
hauſen aus Glogau, Burgermeiſter Zimmermann und
aus den Landgemeinden die 3 Schulzen Allnoch, Muül-
ler und Zach au. Jn einer ſo überaus wichtigen Ange-
legenheit vermiſſen wir in der Abtheilung Maänner, welche,
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wie z. B. David Hanſemann, die reichſten Erfahrun-
gen uüber das Eiſenbahnweſen beſitzen und ſich um daſs-
ſelbe unleugbar die größten Verdienſte erworben haben.
Die Luckenhaftigkeit und Fluchtigkeit des Gutachtens, ſo wie
vorzuglich die politiſche Einſeitigkeit wird einleuchten, wenn
wir darauf aufmerkſam machen, daß die Abtheilung von
dem Geſichtspunkte ausgeht und als eine feſtſtehende That-
ſache annimmt es werde keine Privatgeſellſchaft wagen,
wie es keine gewagt habe, ihre Kapitalien an dieſe ſo we-
nig rentirende Bahn zu wenden. Es hatte ſich aber im
Juli 1843 eine Geſellſchaft konſtituirt, deren Bedingungen
folgende waren: der Staat ſollte, wie bei allen andern ga-
rantirten Bahnen, ſich mit des Aktienbetrages bethei-
ligen, er ſollte außerdem fur die Hälfte der auf 32 Mill.
geſtellten Anſchlagſumme die Zinsgarantie von 3 Prozent
oder 12/, Prozent fur das Ganze leiſten, ſo lange die Bahn
nicht mehr als 2 Prozent Dividende aufbringe. Das Un-
ternehmen ſcheiterte an der Langſamkeit der Regierung. Sie
ordnete Unterſuchungen an und zoh dieſe bis in das Jahr
1845 hinein, wo die Geldkriſe bereits im vollen Gange
war. Dennoch war dieſe Geſellſchaft noch am 23. October
1845 bereit, einen Vertrag mit dem Staat abzuſchließen,
aber die Regierung machte abermals Schwierigkeiten und
die Geſellſchaft mußte ſich endlich aufloöſen. Die Abthei-
lung konnte von dem Standpunkte, auf welchen ſie ſich
mit ihrer Befurwortung der Regierungsabſichten geſtellt
hatte, nicht fuglich dieſe Thatſachen in ihr volles Licht ſtel-
len, denn ſie hätte alsdann noch weiter gehen und anfuüh-
ren muſſen, daß die großen Grundbeſitzer beinahe an der
ganzen Bahnſtrecke auf jede Landentſchädigung ſchon 1843
verzichtet, daß der Lebuſer Kreis eine Summe aus dem
Kreisfonds bewilligt hatte, um daraus die kleinen Grund-
beſitzer zu entſchädigen, und daß der Provinziallandtag von
Preußen höchſt bedeutende Erbietungen zur Erleichterung
des Baues gemacht hatte. Aus dieſen Thatſachen leuchtet
nun freilich ein, daß es fur die preußiſche Oſtbahn weder
an Muth noch an Mitteln gefehlt, ſondern daß nur die
Regierung die Angelegenheit nicht ſo betrieben hat, wie es
die Wichtigkeit forderte. Ein zweiter Beweis unzulangli-
cher Einſicht iſt in dem Gutachten darin gegeben, daß die
Abtheilung fur gut fand, das Bahnſtuck von Berlin bis
Drieſen von der großen Oſtbahn abzuſchneiden. Es iſt dies
aber ein Stuck, welches nach allen gemachten Erfahrungen
eine Rente von mehr als 5 Prozent in Ausſicht ſtellt. Die
Abtheilung rieth dem Landtage zu einer Anleihe fur eine
Bahn, die weniger rentirt, und den Theil, welcher in ſei-
nem Ertrage den andern mit übertragen ſollte, ſchnitt die
Abtheilung ab vielleicht aus Gruunden, denen wir minde-
ſtens nicht beiſtimmen konnten.

Das äußerſt umfängliche und breitgehaltene Gutachten
ſtimmt vollſtaändig den Wünſchen und Anſichten des Gou-
vernements bei, es ſetzt uns weitſchweifig die Nutzlichkeit
und Nothwendigkeit der preußiſchen Oſtbahn, uüber die es
überhaupt keinen Zweifel gegeben hat, noch geben wird,
abermals auseinander, und indem es die Frage, ob der
Landtag in der Lage ſei, unter den dermaligen Umſtänden
und bei der gegenwartig geſetzlich noch nicht gewährten
Rechtsſtellung des Vereinigten Landtags eine Anleihe zu be-
willigen, ganz zur Seite liegen läßt, empfiehlt es den Stän-
den zur Beſchlußnahme den Antrag:

Auf die Allerhoöchſte Botſchaft vom 28. Marz 1847 die
ſtaändiſche Zuſtimmung zu erklären zu einer Staatsan-
leihe, welche aus dem durch die Allerhöchſte Kabinets-
ordre vom 22. Nov. 1842 bis zum Betrage von 2 Mill.

Thlr. ausgeſetzten Eiſenbahnfonds zu verzinſen und zu
tilgen und welche zu verwenden iſt, behufs beſchleunig-
ter Herſtellung der öſtlichen Eiſenbahn von Koönigsberg
bis Drieſen, unter gleichzeitiger Erbauung der Zweig-
bahn von Danzig bis Dirſchau“.

Jn dem Antrage der Kommiſſion war die Petition des
Abg. Hanſemann nicht beruckſichtigt worden. Der Grund,
warum dies nicht geſchehen, lag in dem Antrage des Pe-
tenten, welcher dahin geht, daß die Oſtbahn nicht mit einer
Anleihe, ſondern fur die im Staatsſchatze müßig
liegenden Gelder und Metalle gebaut werden
ſolle. Die Abtheilung hat darüber ein beſonderes Gutach-
ten abgegeben, das ſie am Schluſſe der Verhandlung uüber
ihren erſten Antrag zur Diskuſſion geſtellt hat.

So weit die Verhandlungen in den ſtenographiſchen
Berichten bis jetzt vorliegen, haben ſich die bei Weitem
meiſten Redner gegen den Antrag ausgeſprochen. Die Ver-
handlung erſtreckte ſich durch mehrere Sitzungen aber ſo
vielſeitig die Diskuſſion auch war, nicht eine einzige Stim-
me aus der Herrenkurie hat ſich vernehmen laſſen, mit Aus-
nahme von 3 Rednern über Formalkien, am Schluſſe der Ver-
handlung.

An die Spitze der Diskuſſion ſtellte der Referent der
Abtheilung, Freiherr von Manteuffel der Zweite,
den Antrag, die Stande mochten die ganze Vorlage ſcheiden
in 1) eine Nuützlichkeits- und 2) eine Anleihefrage, ſo daß
man ſich erſt uüber den Nutzen und die Nothwendigkeit der
Oſtbahn und zum Schluſſe über die Anleihe auszuſprechen
habe. Zugleich machte der Referent darauf aufmerkſam,
daß die Abtheilung ſich die Frage vorgelegt habe, ob ſie
und die Verſammlung ſich fur kompetent halte, eine An-
leihe zu konſentiren, und daß dieſe Frage mit 11 gegen 5
Stimmen bejaht worden ſei.

Der erſte Vorſchlag, die Angelegenheit in zwei Fragen
zu ſpalten, wurde ſofort zuruckgewieſen, und zwar wegen
der Schwierigkeit, welche unfehlbar die Trennung mit ſich
fuühren mußte. Und was die Kompetenz anlangt, ſo be-
merkte der Abg. v. Gordon aus Preußen, Mitglied der
Abtheilung, daß das Gutachten nicht genau ſei, er habe
gegen das, was man jetzt mit dem Namen Kompetenz be-
zeichne, geſtimmt, aber unter Kompetenz habe die Minori-
tät der Abtheilung die gegenwärtige Befähigung
des Landtags verſtanden, eine Anleihe zu bewilli-
gen. Abg. v. Heyden, Mitglied der Abtheilung, hielt den
Vereinigten Landtag nach dem Patent vom 3. Februar fur
vollkommen berechtigt, Anleihen zu konſentiren, nichts deſto
weniger ſtimmte er gegen den beantragten Staatsbau mit-
telſt Staatskoſten, „nicht, weil er ſich nicht berechtigt hielt,
die Anleihe zu genehmigen, ſondern aus ganz andern Gruün-
den. Jch bin nämlich“ ſo ſprach der Abgeordnete

der Anſicht, daß, wenn uüberhaupt wir als Repraſentan-
ten des Volkes oder als verſammelte Stande eine Anleihe
bewilligen, wir auch uber deren Verwendung Nachweiſung
erhalten, Kontrole haben muſſen, oder mit andern Worten,
daß uns Rechnung über deren Verwendung gelegt werden
muß. Nach der, beſtimmten Erklärung des Herrn Finanz-
miniſters in der Abtheilung wird aber, wenn die Anleihe
von den Standen bewilligt werden ſollte, der Staatsbau
dieſer Eiſenbahn ausgefuhrt werden ohne daß uns dieſe
Rechnung getragen wurde. Es iſt hier, wie uüberall, daß
die Prinzipfragen in die Beantwortung der materiellen Fra-
gen hineinragen, und ebenſo, wie es früher der Fall war
(bei den Landrentenbanken), wird die Beantwortung dieſer
letztern nicht entſprechend ausfallen konnen, ehe nicht die



Erledigung der Prinzipfrage zufriedenſtellend ausgefallen
iſt.“ Darauf entgegnete der Finanzminiſter:

Zunächſt halte ich mich verpflichtet, auf die Aeußerung des
geehrten Redners aus Pommern, der vorher geſprochen hat, eine
Bemerkung zu machen. Wenn geſagt iſt, ich hätte erklärt, daß
man auf eine Rechnungslegung in Bezug auf die Eiſenbahn An
leihe nicht eingehen könne, ſo glaube ich, daß daruber ein Miß-
verſtändniß obwalten muß. Jch erinnere mich nicht mehr, daß
dieſer Gegenſtand ſpeciell in der angeführten Weiſe zur Sprache
gekommen iſt ich erinnere mich nur im Allgemeinen, daß die
Rede von einer Verwendungs Nachweiſung war der Worte,
welche ich in dieſer Beziehung gebraucht, kann ich mich nicht mehr
entſinnen, da es ſchon mehrere Wochen her iſt. Jch nehme aber
keinen Anſtand, hier zu erklären daß, wenn es gewünſcht wird,
über den Bau der Eiſenbahn nach Preußen vollſtändige Verwen-
dungs Nachweiſungen vorgelegt werden ſollen. Durch dieſe Er
klärung wird in jener Beziehung jedes Mißverſtändniß beſei-
tigt ſein.

Jch erinnere mich nicht mehr, daß der Gegenſtand in der
Abtheilung ſpeciell zur Sprache gekommen iſt. Es iſt, wie ich
glaube, blos die Rede davon geweſen, daß die Anleihe zu nichts
Anderem verwendet werde als zu dieſem Eiſenbahnbau. Jch
habe in keiner Weiſe ein Bedenken dagegen, die vollſtändige Ver
wendungs Nachweiſung vorzulegen. Sollte in dieſer Beziehung noch
ein Mißverſtändniß obwalten, ſo erkläre ich nochmals, daß ich kei-
nen Anſtand nehmen werde, die vollſtändige Nachweiſung vorzu
legen, ſo daß die Verſammlung ſich wird überzeugen können, daß
zu keinem anderen Zwecke, als zum Bau der Eiſenbahn, der Be-
trag der Anleihe wird verwendet werden.

Dies vorausgeſchickt, erlaube ich mir, auf den Gegenſtand der
Propoſition zurückzukommen. Nachdem die Eiſenbahn- Anlage vor ei-
nem Decennium eine bedeutende Entwickelung bei uns genommen hat,
hielt ſich die Regierung verpflichtet, den Gegenſtand ſelbſt aufzuneh-
men und es wurde zu dem Ende wegen Herſtellung eines umfaſſen
den Eiſenbahnnetzes in der ganzen Monarchie den Vereinigten Aus
ſchüſſen im Jahre 1842 ein Vorſchlag vorgelegt und zwar dahin,
daß der Ausbau der Eiſenbahnen und zwar im Allgemeinen dem Privat
Unternehmen zu überlaſſen ſei, der Staat aber dieſe Bauten theils
durch Betheiligung an den Actien- Kapitalien, theils durch Ge-
wahrung von Zinſen Garantieen unterſtütze. Es wurde zu dem
Ende, was namentlich die Garantie angeht, ein Betrag von 2
Millionen jährlich in Ausſicht genommen, um damit den wichtig-
ſten Bahnen eine Zins Garantie verleihen zu können. Von Sei-
ten der Vereinigten Ausſchuſſe wurde anerkannt, daß das vorge
ſchlagene Eiſenbahnnetz, welches die Hauptſtadt mit den Provinzen
und die Provinzen mit einander verbinden, ſo wie auch in der
Hauptrichtung das Ausland beruhren ſollte, ein dringendes Be
durfniß ſei. Damals wurde ſchon die Frage angeregt ob nicht
der Eiſenbahnbau ganz auf Staatskoſten zu bewirken ſei ſeitens
der Regierung fanden jedoch erhebliche Bedenken dagegen ſtatt.
Die Anſicht der Verſammlung war daruüber ungefahr gleich ge
theilt, indeß die Majorität ſtimmte der Regierung bei. Jn Folge
dieſer Berathung ſind von Sr. Majeſtät die nöthigen Bewilligun-
gen gemacht worden, um die Ausfuhrung des Eiſenbahnnetzes zu
ſichern. Es iſt ein Kapital- Betrag von 6 Millionen Thalern aus
den Ueberſchuſſen des Staatshaushaltes beſtimmt worden, damit
der Staat in den Stand geſetzt ſei, ſich bei geeigneten Bahnen
mit Kapitalien betheiligen zu können. Zweitens iſt ſogleich eine
Summe von 500000 Rthlrn. ausgeſetzt worden zu den lau-
fenden Ausgaben, namentlich zur Deckung der noöthigen Zins-
Garantie.

Es iſt ferner beſtimmt worden, daß die Ueberſchüſſe der
Salz Debits- Verwaltung gegen den Etat von 1843 künftig zu
dem Eiſenbahn Fonds beſtimmt werden ſollten, bis derſelbe die

Summe von jahrlich 2 Millionen Thaler erreichen wird. Der
Eiſenbahn Fonds iſt in dieſem Jahre bereits auf 1,200,000 Rthlr.
geſtiegen, und er wird ſich in Folge der Vermehrung der Ein
nahmen aus dem Salz Monopol, welche mit der Vermehrung
der Bevoölkerung gleichen Schritt halt, erhohen, ſo daß der Eiſen-
bahn Fonds nach einer Reihe von Jahren die Summe von 2
Millionen Thalern erreicht haben wird.

Das Eiſenbahnnetz, welches man bei der Vorlage an die
Vereinigten ſtandiſchen Ausſchüſſe im Jahre 1842 im Auge
hatte, iſt größtentheils jetzt vollendet oder ſeiner Vollendung nahe.
Es fehlt hauptſächlich noch die preußiſche Oſtbahn, an welche ſich
die Bahn anreihen ſoll, durch welche Poſen mit der ſchleſiſchen
Eiſenbahn in Verbindung zu ſetzen iſt. Außerdem iſt ohne Bei-
hülfe des Staates eine groößere Anzahl von Eiſenbahnen unter
nommen und größtentheils vollendet, ſo daß gegenwaärtig bis auf
die zunaächſt in Frage ſtehende Oſtbahn und die Poſen-Schleſiſche
Bahn die erwuünſchten Eiſenbahn Verbindungen theils hergeſtellt,
theils in Angriff genommen ſind, theils in naher Ausſicht ſtehen.
Jch bemerke, daß am Schluſſe des Jahres 1846 bei uns an
Eiſenbahnen 240 Meilen fertig geſtellt waren mit einem Kapi-
talsbetrage von 80 Millionen Thalern, daß im Laufe dieſes Jahres
zur Vollendung kommen 45 Meilen Eiſenbahnen mit einem Ka-
pital von 16 Millionen, und daß in der Ausführung begriffen
ſind und in den folgenden Jahren zur Vollendung kommen werden
63 Meilen, die einen Kapitalsbetrag von 18 Millionen Thalern
erfordern.

Alle dieſe großen Reſultate ſind erreicht worden ohne andere
unmittelbare Mitwirkung des Staats, als daß er für mehrere
beſonders wichtige Eiſenbahnen außer der Betheiligung an der
Kapital-Anlage, eine Garantie von Einer Million Einmal Hun-
dert Tauſend Thaler ubernommen hat. Dieſe Summe iſt im
Vergleich mit dem, was das Ausland fur Eiſenbahnen unmittel-
bar aus Staatsfonds aufgewendet hat, auch wenn wir die Koſten
der ganzen Oſtbahn hinzunehmen, im Ganzen doch von weniger
Erheblichkeit. Jch bemerke, daß nach den hier geſammelten No-
tizen die Koſten, die fur Eiſenbahn Anlagen ich will blos deut-
ſche nennen, aus Staats Mitteln verwendet worden ſind oder
verwendet werden ſollen, in Bayern 48 Millionen, in Sachſen
16 Millionen, in Hannover 25 Millionen und in Wuürttemberg
17 Millionen betragen. Es kommt gegenwaärtig darauf an daß
das Hauptglied, welches in unſerem Eiſenbahnnetz noch fehlt,
nämlich die Oſtbahn nach Preußen, fertig hergeſtellt werde. Es
waren fruher Ausſichten vorhanden, daß dieſe Bahn in gleicher
Art, wie andere, durch Staats Beihulfe zur Ausführung gelan-
gen wurde, die ungünſtigen Verhältniſſe des Geldmarktes haben
jedoch dieſe Ausſichten allmalig ſchwinden laſſen, ſo daß nur zu
hoffen iſt, daß, wenn der Staat unmittelbar den Ausbau dieſer
Bahn ubernimmt, dieſelbe zur Ausfuhrung und Vollendung kom
men kann. Es bieten ſich hierzu Wege dar. Der erſte Weg
geht dahin, daß der Staat theils mit den Kapital- Beſtänden
und theils mit den Mitteln des laufenden Eiſenbahnfonds den
Bau unternimmt. Auf dieſem Wege wurde der Bau nur nach
einer langen Reihe von Jahren zur Ausführung kommen können
es iſt aber in vielem Betracht wunſchenswerth, daß derſelbe in
einer angemeſſenen kurzen Zeit zur Vollendung gelange. Man
hat ſich deshalb zu dem zweiten Wege entſchloſſen. Dieſer zweite
Weg geht dahin, daß der Staat die Mittel, die er in dem
laufenden Eiſenbahnfonds hat, in Kapital umſetzt und ſich da
durch die Mittel verſchafft, die Bahn raſch zu bauen. Dies iſt
der Weg einer Anleihe. Dieſe Anleihe bezweckt in keiner Weiſe
ein fiskaliſches Jntereſſe, ſondern ſie iſt eine Anleihe im allgemei-
nen Jntereſſe des Landes denn die preußiſche Bahn hat nicht
blos ein provinzielles Jntereſſe, ſie hat ein großes allgemeines
Jntereſſe, und es kann nur, ſowohl in kommerzieller, als in po



litiſcher und militairiſcher Hinſicht, gewünſcht werden, daß ſie mög
lichſt bald zu Stande kommen möge Bei der Frage der Anleihe
mußte der finanzielle Punkt, und zwar von dem Standpunkte
aus in Erwägung gezogen werden daß dasjenige, was der Staats-
Haushalt zur Verwendung erübrigen läßt, nicht überſchritten wird,
es mußte darauf Rückſicht genommen werden, daß die zwei Mil-
lionen Thaler, die als Maximal- Betrag zur Verwendung für den
Eiſenbahn Fonds in Ausſicht genommen ſind, nach Abzug deſſen,
was bereits für ausgeführte Bahnen verwendet iſt, für den Zweck
ausreichend bleiben. Um dieſe Rückſicht mit der anderen Rückſicht,
die Bahn bald in Ausführung zu bringen, zu vereinigen bot ſich
das Mittel dar, daß man für jetzt die Eiſenbahn, die nach Stet-
tin und von dort über Stargard nach Poſen führt, benutze, um
an dieſe die große Oſtbahn anzuſchließen und von dort aus un-
mittelbar weiter zu führen. Es iſt dies allerdings ein Umweg,
der aber auf der ganzen Tour bis Königsberg hin nur acht Mei-
len beträgt, er wird alſo nicht von der Art ſein, daß behauptet
werden könnte, es würde der Zweck der Bahn weſentlich gefährdet
werden um ſo weniger, als es, wenn Zeit und Umſtände es ge-
ſtatten, vorbehalten bleibt, den Bau in direkter Linie auf Berlin
fortzuſetzen. Es iſt deshalb die Propoſition dahin geſtellt worden,
daß die Summe, welche nöthig iſt, um den Bau von der Star-
gard Poſener Bahn bei Drieſen ab fortzuführen als Staats-
Anleihe aufgenommen werde. Es iſt in der Abtheilung der Vor-
ſchlag gemacht, in Anerkennung des großen Nutzens, den eine
direkte Bahn unmittelbar von Berlin nach Königsberg hin haben
würde, die Anleihe verhältnißmäßig zu erhöhen, und eine große
Minorität hat auch in der Abtheilung dafür geſtimmt. Jch bin
indeß in keiner Weiſe ermächtigt, zu erklären, daß die Propoſi-
tion welche davon ausgeht, daß die Bahn nur von Drieſen aus
gebaut werde, eine Modification erleiden könnte, im Gegentheil
muß ich hinzufügen, daß die Rückſicht auf den Staats- Haushalt
es wenigſtens für jetzt nicht geſtattet, höhere Beträge für die An-
leihe in Ausſicht zu nehmen ſobald jedoch Zeit und Umſtände es
geſtatten, wird man gewiß gern darauf bedacht ſein, die Bahn
direkt von Drieſen nach Berlin fortzuſetzen ohne indeß über den
Zeitpunkt, wann, und über die Art, wie dies geſchehen wird,
gegenwärtig eine Verpflichtung zu übernehmen.

Unter unſeren Eiſenbahnen ſind mehrere, welche in dem pro
jektirten Eiſenbahn Netze nicht begriffen und noch nicht hergeſtellt
ſind, deren Ausführung aber höchſt wünſchenswerth erſcheint, als:
die Köln Minden Thüringer Verbindungs Bahn und einige an
dere, die in den vorliegenden Petitionen angeführt ſind. Wie die
Verhältniſſe gegenwärtig ſtehen iſt wenig Ausſicht auf ihre Aus
führung vorhanden, wenn nicht von Seiten des Staates in ir
gend einer Weiſe hinzugetreten wird. Zu einer Beihülfe dieſer
Art würde es aber dem Staate fehlen, wenn er lediglich auf die
Mittel beſchränkt bliebe, wie der Eiſenbahn Fonds ſie in ſeiner
gegenwärtigen Beſchaffenheit gewährt. Es wird möglich ſein,
mehrere dieſer Bahnen gleichzeitig zu berückſichtigen wenn dem
Staate mit einemmal ein großes Kapital zur Dispoſition geſtellt
wird, und es hat die Anleihe einen doppelten Zweck, nämlich
einestheils die ſchnelle Ausführung der preußiſchen Oſtbahn, und
anderntheils die Unterſtützung mehrerer anderen wichtigen Bah-
nen, die in dem in Ausſicht geſtellten Eiſenbahn Netze nicht ent
halten ſind. Es iſt alſo die Anleihe ein Gegenſtand, der nach
vielen Seiten hin die allgemeinen Jntereſſen des Landes berührt,
und es kann nur gewünſcht werden, daß die Verſammlung ihre
Zuſtimmung zu der Anleihe, wie ſie vorgeſchlagen worden iſt,
ertheile.

Mit dieſem nackten Widerſpruche des Finanzminiſters
begnugte ſich der Abg. v. Heyden nicht. Unter nament-
licher Berufung auf das Gutachten wies er nach, daß der
Miniſter eine Vorlage der Rechnungen verweigert habe,

und daß, wenn jetzt die Sprache anders laute, dies auf
eine Sinnesaänderung hinweiſe.
Worte:

„Die entgegenſtehende Anſicht wollte in einer Anleihe nichts
weſentlich Verſchiedenes von einer Actien-Zeichnung erblicken,
da bei beiden Maßregeln eine Benutzung von Privat-Kapita
lien herbeigeführt werde, und fand eine beſondere Stütze für
ihre Meinung noch darin daß im Falle einer Staats
Anleihe keine weitere Kontrolle über die Verwaltung der be-
ſchafften Mit(el vorhanden ſei während gerade dieſe in der
Verwaltung der Privatgeſellſchaft ſelbſt vollſtändig liege.“

Der Abgeordnete fügte hinzu:
Dieſer Paſſus iſt aus dem Protokoll aufgenommen worden,

und meine Frage an den Herrn Miniſter: ob den Ständen eine
Kontrolle über die Verwendung der geforderten Anleihe gewährt
werden würde beantwortete der Herr Miniſter dahin Die Rech-
nung würde allerdings geführt, aber nicht den Ständen vorgelegt
werden. Wenn wir nun gehört haben, daß eine Rechnung vor-
gelegt werden ſoll, ſo können wir uns nur Glück wünſchen daß
dieſer erſte Schritt in das neue Princip hineingethan iſt, und
Gott gebe, daß wir ſo forktfahren.

Der Abg. Win;zler aus der Niederlauſitz ſprach ſich
fur die Nützlichkeit der Bahn aus, bedauerte aber, daß

Preußens Finanzverwaltung nach 32jaährigem Frieden und
nach der oft gehoörten Verſicherung eines bluühenden Finanz-
zuſtandes dennoch ſeine alten Schulden bisher nicht tilgen
konnte und fand es z bedenklich, in ſolchen Zeiten und bei
dieſer Geldnoth ſchon wieder neue Schulden zu machen.
Er gab ſeine Stimme gegen die Anleihe. Der Legations-
rath Kupfer aus Poſen empfahl den Bahnbau aus
Staatsmitteln rein aus militairiſchen Gruünden. Der rit-
terſchaftliche Abgeordnete Graf v. Gneiſenau aus Sach-
ſen erklärte ſich uberhaupt gegen das von der Regierung
angenommene Syſtem, Bahnen auf Staatskoſten zu bauen.
Sein langer Vortrag lautete:

Meine Herren! Seit Einführung der Eiſenbahnen in die
Zahl unſerer Communicationsmittel hat ſich ein Streit darüber er
hoben was zweckmäßiger ſei: dieſelben der Privat Induſtrie zu
überlaſſen, oder ſie auf Staatskoſten zu bauen und zu betreiben?
Es liegt nicht in meiner Abſicht, dieſen Streit hier erörtern zu
wollen jeder Meinung ſtehen gewichtige Gründe zur Seite. Aber
ſo viel ſcheint mir gewiß, daß, wenn ein Gouvernement ſich ein
mal für einen Grundſatz entſchieden hat, es dann auch zweckmäßig
iſt, denſelben durchweg feſtzuhalten. Zwar iſt es nicht immer
zweckmäßig, durch ſtarres Feſthalten an einem Prinzip ſich in eine
mißliche Lage zu verſetzen, wie Herr Fiſcher, welcher das Unglück
hat, daß das von ihm beſtiegene Prinzip plötzlich ſtetiſch wird und
ihn zur Umkehr nöthigt; aber gerade hierin liegt eine Aufforderung,
erſt nach der reiflichſten Erwägung ſich für einen oder den anderen
Grundſatz zu entſcheiden. Unſere Regierung hat nun einen Mit-
telweg eingeſchlagen, indem ſie durch eine Betheiligung und Zin-
ſen Garantie bei gewiſſen Eiſenbahnen die Möglichkeit herbeigeführt
hat, mit der Zeit dieſe Eiſenbahnen ganz zu erwerben. Jch halte
mich nicht für befähigt, über dieſen Ausweg ein vollgültiges Ur-
theil abzugeben es iſt aber gewiß ein übles Zuſammentreffen, daß
gerade bei derjenigen Bahn mit Zinſen Garantie, welche in ihrer
ganzen Ausdehnung zuerſt dem Betriebe übergeben worden iſt, ſich
mehrfach Uebelſtände herausgeſtellt haben. Jch wage nicht zu ent
ſcheiden, ob dieſe in jenen Beſtimmungen ihren Grund haben oder
in anderen Umſtänden. Denkbar iſt es indeß, daß eine Zinſen
Garantie, welche ein leichtes Mittel gewährt, den Actien einen
guten Cours zu ſichern, ſehr geeignet iſt, die Direction in einen
ſanften Schlaf zu wiegen denkbar iſt es ferner, daß die Vereini-
gung der Geſchäfte des Direktoriums in der Perſon des eigentlich
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kontrollirenden Rechnungs Mitgliedes dem Direktorium die nöthige
Spannkraft nimmt. Jch laſſe die Betrachtungen zur Seite liegen
und will nur noch auf die in der Einrichtung, welche unſer Gou-
vernement getroffen hat, jedenfalls enthaltene Unvollſtändigkeit hin
deuten daß ein Uebergehen in das Staatseigenthum nur bei ſol-
chen Staatsbahnen ſtattfinden kann, bei welchen Zinſen Garantie
gewährt worden iſt, bei der weit größeren Mehrzahl der Eiſen
bahnen aber, welche einer Zinſen Garantie ſich nicht erfreuen, eine
Erwerbung wenn überhaupt, doch nur mit den größten Opfern
bewerkſtelligt werden könnte. Wir werden demnach ein gemiſchtes
Syſtem von Privat Eiſenbahnen und Staatsbahnen erhalten.
Dennoch halte ich es für einen Vortheil, daß die Zinſen -Garan-
tie die Möglichkeit darbietet, wenigſtens einen Theil der Eiſenbah-
nen mit verhältnißmäßig geringem Opfer für den Staat zu acqui-
riren. Nun ſoll dies jedoch geändert werden. Es liegt uns ein
Plan vor, wonach eine der längſten Eiſenbahnlinien nur aus
Staats Fonds hergeſtellt werden ſoll. Der Grund davon liegt
darin daß dieſe Eiſenbahn keinesweges Ausſicht auf Rente ge
währt und ſich daher eine Privat Geſellſchaft ſchwer für dieſen
Bau finden würde. Dazu wird nun ſeitens des Staates eine
Anleihe von 26 Millionen in Vorſchlag gebracht. Gegen den
Plan ſelbſt würde ich wenig einzuwenden haben, wenn es die
letzte Eiſenbahn wäre, die zu bauen übrig bliebe, wenn alle ande-
ren Bahnen bereits ausgeführt wären. Unter dieſen Umſtänden
aber, da wir noch lange nicht ſo weit ſind, halte ich es für be
denklich, eine ſo enorme Summe zu verwilligen und den Eiſen
bahn Fonds, welcher zur allgemeinen Unterſtützung aller Bahnen
beſtimmt iſt, um ſo viel zu ſchwächen, als die Verzinſung und
Amortiſation dieſer Anleihe in Anſpruch nimmt. Was die Wich-
tigkeit der vorliegenden Eiſenbahn anbetrifft, ſo darf man ſie in
kommerzieller Hinſicht nicht zu hoch anſchlagen. Alle Abſatz und
Einfuhrwege Preußens gehen nach der See; alſo würde ſich wahr
ſcheinlich dieſe Eiſenbahn darauf beſchränken der verhältnißmäßig
geringen Zahl von Reiſenden und namentlich unſeren verehrten
Kollegen aus Preußen, wenn wir uns wieder hier verſammeln ſoll-
ten, ein bequemes Transportmittel zu gewähren. Anders, erkenne
ich an verhält ſich die Sache, wenn man die Sache aus dem
Geſichtspunkte des Staats Intereſſes betrachtet. Hier erſcheint in
erſter Reihe die Wichtigkeit, die Nützlichkeit einer Verbindung
ſämmtlicher Provinzen mit der Hauptſtadt und dem Eentrum des
ganzen Staats Organismus. Ferner wiſſen wir, daß in Kö-
nigsberg und Lötzen zwei große Feſtungen angelegt werden, welche
beſtimmt ſind, der Landesvertheidigung feſte Haltepunkte darzubieten.
Von der höchſten Wichtigkeit iſt daher die Verbindung dieſer Orte
unter einander ſowohl, als mit der Weichſel und mit dem Cen-
trum des Staares. Wenn ich nun auch nicht umhin kann, der
Vorſicht meinen Beifall zu zollen, welche ſchon jetzt auf die Verthei
digung unſerer öſtlichen Gränzen Bedacht nimmt, ſo fragt es ſich doch,
ob dieſer Grund allein ſchon jetzt von ſolcher Wichtigkeit iſt, um
dieſe Anleihe zu rechtfertigen. Wir dürfen nicht außer Acht laſſen,
daß das Land, gegen welches dieſe Vertheidigung gerichtet iſt, noch
weit ſchlechtere Communicationsmittel hat und noch weit länger ha
ben wird, als wir und daß auch vor der Hand die Befürchtung
eines Angriffes von jener Seite nicht in ſo naher Zeit bevorſteht.
Wir müſſen alſo in Betracht ziehen, daß wir von Rußland aus
eben wegen ſeiner enormen Entfernungen und überaus ſchlechten
Communicationsmittel einen ſo ploötzlichen Anfall nicht zu be-
fürchten haben, wie derſelbe an der weſtlichen Gränze ſtatthaben
könnte. Wir werden mit den Feſtungen Königsberg und Lötz en
als Stützpunkte ſtets in dem Fall ſein, einem Anfalle von jen er
Seite geruſtet entgegentreten zu können. Jch halte daher die
ſofortige raſche Ausführung der Bahn weder fur dringend, noch
für nothwendig. Es ſind aber noch andere Gruünde, welche mir
die Annahme der Propoſition bedenklich machen. Jch habe er-

wähnt, daß jetzt ein neuer Modus bei Erbauung von Eiſenbah
nen eingefuhrt werden würde nämlich die Ausfuührung auf Koſten
des Staats, ein ähnlicher Vorſchlag hat in dieſem Jahre
dem engliſchen Parlamente vorgelegen; es ſollten 16 Millionen
bewilligt werden zum Bau von Eiſenbahnen in Jrland, wo die-
ſelben Schwierigkeiten obzuwalten ſcheinen, nur mit dem Un-
terſchiede, daß dieſe 16 Millionen blos vorſchußweiſe verlangt
wurden. Dieſer Antrag iſt zurückgewieſen worden, hauptſächlich
aus dem Grunde, weil, wenn man das Prinzip der Staats-
bahnen, gemiſcht mit Privatbahnen, Platz greifen läßt, daraus
hervorgehen würde, daß ſolche Bahnen, welche genügende
Renten in Ausſicht ſtellen, von der Privat Induſtrie ausgebeu-
tet werden während die, welche keinen Ertrag verſprechen, dem
Staate anheimfallen und fur die Staatsangehörigen eine neue
Laſt begründen wurden. Es iſt ferner zu erwähnen daß die
26 Millionen nur gerade hinreichen werden, was auch nicht ein
mal gewiß iſt, die Eiſenbahn von Königsberg bis Drieſen zu
bauen es fehlt dann noch das Stuck bis Berlin. Es iſt fer
ner in der Denkſchrift ſelbſt ſchon eine Verlängerung der Bahn
von Königsberg bis an die ruſſiſche Gränze in Ausſicht geſtellt.
Es iſt weiter in einer Petition die Erbauung einer Eiſenbahn
von Poſen nach Breslau aus Staatsfonds beantragt worden.
Dies ſind nur einige von den Projekten, welche jetzt vorliegen.
Wird der Grundſatz der Erbauung aus Staatskaſſen eingefuhrt,
ſo liegt es außer Zweifel, daß noch andere Projekte kommen
werden, und ich weiß nicht, wie man ſich dann der Bewilli-
gung entziehen will. Die Erfahrung zeigt, wie leicht es iſt,
jedes Eiſenbahn Projekt als wunſchenswerth darzuſtellen; es lie-
gen uns eine Menge von Petitionen vor auf Unterſtutzung von
Eiſenbahnen; ſie ſind ſämmtlich von der Abtheilung zur Befür-
wortung empfohlen worden, ein Beweis, daß es ſehr leicht
iſt, bei jeder Eiſenbahn gewiſſe Gründe für das Bedurfniß ihrer
Erbauung hervorzuheben.

Die Wichtigkeit der heutigen Berathung liegt mithin weni-
ger in der Bewilligung der Anleihe als in der Anerkennung und
Einführung eines neuen Prinzips. Iſt daſſelbe überhaupt einmal
angenommen, ſo weiß ich nicht, wie man ſich einer weiteren Be
willigung von enormen Summen, welche ſich daran knüpfen
werden, entziehen will. Ein ferneres Bedenken liegt in un
ſeren VerkehrsVerhaltniſſen. Dieſe Verkehrs Verhältniſſe brin-
gen es mit ſich, daß, ſobald der jetzige abnorme Zuſtand des
Geldmarktes wieder geregelt ſein wird, für alle Eiſenbah
nen dieſſeits der Oder, fur welche ein wahres Bedürfniß ſich
herausſtellt, Privat Kapitalien leicht gefunden ſein werden,
während für Eiſenbahnen jenſeits der Oder, die allerdings nur
eine geringe Rente erwarten laſſen ſich ſchwer Privat Geſell
ſchaften finden durften. Hieraus ergiebt ſich, daß alle aus
Staats Fonds zu erbauenden Eiſenbahnen wahrſcheinlich auf dem
jenſeitigen Ufer der Oder gebaut werden würden. Jm Gutach-
ten der Abtheilung iſt hervorgehoben, daß die Landestheile, wel
che bei Projektirung des allgemeinen Eiſenbahn Netzes auf die
öſtliche Eiſenbahn hingewieſen worden ſind, ein Recht auf die
Ausführung derſelben hätten, weil mehrfache Eiſenbahnen in den
ubrigen Provinzen unter Beihuülfe des Staats bereits ausgeführt
ſind. Nun, meine Herren, iſt es eine eigenthümliche Erſchei
nung, daß in den öſtlichen Provinzen unſeres Staats von Zeit
zu Zeit Perioden von Drangſalen eintreten, welche ſchon große
Beihuülfen aus den Staatskaſſen in Anſpruch genommen haben.
Jch kenne den Grund dieſer Erſcheinung nicht, ich ſchäme mich
meiner Unwiſſenheit auch keinesweges, denn ich habe vor eini-
ger Zeit aus öffentlichen Blattern erſehen, daß erſt vor kurzer
Zeit eine Kommiſſion in Preußen niedergeſetzt worden iſt, um
die Urſachen dieſer Erſcheinung aufzuklaren. Ein Beweis, daß
ſowohl das Miniſterium als die Einwohner ſelbſt darüber noch



im Unklaren ſind. Gewiß verkenne ich nicht, daß das gemein
ſame Vaterland die Verpflichtung hat, bei ſolchen Drangſalen
kein Opfer zu ſcheuen, was eine ſolche Noth lindern kann; in
deſſen muß ich daran doch erinnern, daß die großen Summen,
welche dahin gegangen ſind, nicht immer blos zur Stillung des
Hungers verwendet worden ſind. Als in den zwanziger Jahren
durch eine bis dahin nie gekannte Entwerthung aller landwirth-
ſchaftlichen Produkte und des Grund und Bodens ebenfalls eine
Kalamität, namentlich auch in den öſtlichen Provinzen, eintrat,
wurden ebenfalls ungeheure Summen in Anſpruch genommen,
nicht um den Hunger zu ſtillen, ſondern um den Grundbeſitzern,
welche in ihrem Fette ſo zu ſagen erſtickten, ihr Eigenthum zu
erhalten. (Aufregung.

Fern ſei es von mir, über alle dieſe Summen, welche ſeit
dieſer Zeit dorthin gegangen ſind, hier ſcharfe Rechnung halten
zu wollen; ich ſelbſt habe über die Verwendung derſelben mich
nur gefreut. Nur die Thatſache habe ich anfuhren wollen, um
zu beweiſen, daß in der Theilnahme an den außerordentlichen
Verwendungen aus Staatsfonds Preußen keinesweges zu kurz
gekommen iſt, ſondern ſich vielleicht noch im Vorſchuſſe befinden
durfte. Wenn ich nun bereits die Anſicht ausgeſprochen habe,
daß die Bewilligung der vorliegenden Anleihe nur der Anfang
weit umfangreicherer Verwendungen auf Eiſenbahnen ſein wuärde,
ſo ſteigert ſich mein Bedenken, wenn ich in Betracht ziehe, daß
alle dieſe Verwendungen nur einem Theile der Monarchie zu
Gute gehen würden. Ich habe zwar die Ehre, eine wohlhabende
Provinz zu vertreten, nicht wohlhabend allein durch einen frucht-
baren Grund und Boden das iſt nicht die einzige Bedingung
der Wohlhabenheit; es giebt Provinzen mit dem fruchtbarſten
Boden, welche nicht ſehr wohlhabend ſind, es giebt Landes-
theile mit ſchlechtem Boden welche dennoch wohlhabend ſind
ſondern wohlhabend durch die Betriebſamkeit und Jnduſtrie ihrer
Bewohner indeſſen auch bei uns, meine Herren, klebt an dem
Groſchen, der in die Steuerkaſſe fließt, der Schweiß der täglichen
Arbeit, und man hat wohl Urſache, haushälteriſch damit umzu-
gehen. So ſehr ich nun auch überzeugt bin, daß in einem Staa-
te, wie der unſrige, zu großen Zwecken ſämmtliche Provinzen ein
trächtig zuſammenwirken müſſen ſo muß ich doch Bedenken tra-
gen einer Maßregel meine Zuſtimmung zu geben, welche eine
Verwendung von einer jetzt noch gar nicht beſtimmbaren Summe
auf eine lange Reihe von Jahren hinaus blos zu Gunſten eines
Theiles der Monarchie zur Folge haben und auf eine lange Zeit
hinaus die Monarchie in 2 Theile theilen würde, in einen zah-
lenden und in einen empfangenden. Jch habe bereits die Gründe
entwickelt, weshalb ich ſelbſt im Jntereſſe der Landesvertheidigung
die Ausführung dieſer Bahn nicht für eilig und dringend halte.
Jch glaube, daß wir damit füglich noch einige Jahre warten könn-
ten ich glaube, daß binnen eines nicht allzu langen Zeitraums
der Geldverkehr in ſein früheres ruhiges Gebiet zurückkehren wird,
daß ſich alsdann hinlängliche Privat-Kapitalien zu induſtriellen
Unternehmungen finden werden und daß vielleicht dann noch Aus-
ſicht vorhanden ſein dürfte, auch für dieſe Bahn eine Privat Ge-
ſellſchaft zur Uebernahme derſelben zu vermögen, und in dieſem
Falle würde ich in Rückſicht auf das überwiegende Jntereſſe der
Landes Vertheidigung vollkommen damit einverſtanden ſein, die
Mitwirkung und Beihülfe des Staats ſelbſt in noch weit größerem
Umfange eintreten zu laſſen, als ſie bis jetzt bei irgend einer Bahn
ſtattgefunden hat. Für jetzt aber, meine Herren, kann ich nur
die Bitte an Sie ſtellen die Zuſtimmung zu der projektirten An
leihe ehrfurchtsvoll abzulehnen

Die Beſchuldigung der Jnkonſequenz der Regierung
lehnte der Kommiſſar ab und that dar, daß die Zinſenga-
rantie, welche der Staat ſeit 1842 gewährt habe, nur
eben der Uebergang zu dem nothwendig gewordenen Staats

baue ſei. Alsdann fuhrte er aus, daß die Verbindung der
Provinz Preußen mit den Centrallandſchaften der Monar-
chie durch eine Eiſenbahn mehr noch im Jntereſſe des gan-
zen Staates als im alleinigen Jntereſſe der Provinz gebo-
ten ſei. Der Staat wurde jedenfalls zurucktreten und nur
nach dem bisher ublichen Gebrauche Unterſtutzung gewäh-
ren, wenn eine Privatgeſellſchaft die Ausfuührung der Bahn
übernehmen wollte; dieſe Privatuübernahme ſei aber nach
den Verkehrsverhältniſſen der öſtlichen Provinzen und nach
dem gegenwärtigen Zuſtande des Geldmarktes ſehr un-
wahrſcheinlich. Da aber die Nothwendigkeit des Baues
feſtſtehe, wenn den öſtlichen Provinzen nicht die Lebens-
adern unterbunden werden ſollten, ſo bleibe nichts uübrig,
als daß der Staat mit ſeinen Mitteln den Bau uberneh-
me. Die erforderliche Anleihe werde die Staatsburger mit
keinen neuen Abgaben belaſten da nur ſo viel Kapital auf-
genommen werden ſolle, daß der bereits vorhandene Fonds
zur Verzinſung und Amortiſirung deſſelben zureiche. Am
Schluſſe ſeiner mit Beifall aufgenommenen Rede erklarte er,
daß es ſich gar nicht darum handle, ob die preußiſche Bahn,
ſondern darum, wann und wie ſchnell ſie gebaut werden
ſolle. Nach einigen nur erläuternden Bemerkungen des
Referenten betrat der Freiherr v. Vincke die Buühne:

Jch kann dem geehrten vorletzten Redner aus der Niederlauſitz
nur darin beipflichten, daß eine Anleihe, ſie mag aus Gründen
erfolgen, aus welchen ſie wolle, immer eine ſehr wichtige und be-
denkliche Maßregel iſt, und zwar kurz aus den drei Gründen:
Einmal, weil durch eine Anleihe, namentlich in dem Maße, wie
ſie hier beabſichtigt wird, der Jnduſtrie und dem Ackerbau Kapi-
talien entzogen werden die zu ihrer Hebung verwendet werden
können, alſo die Privat Jnduſtrie leidet. Zweitens, weil weſent-
lich eine Anleihe dazu beiträgt, eine Klaſſe von Staatsbürgern zu
bereichern, die ſich nicht mit dem Handel, nicht mit der Jnduſtrie,
nicht mit dem Ackerbau, überhaupt nicht mit einem produktiven
Gewerbe beſchäftigt, ſondern aus Rentiers beſteht, die nur, wenn
ich ſo ſagen darf, aus der Trennung der Coupons ein Geſchäft
machen weil alſo eine inproduktive Jnduſtrie befördert wird und
drittens, weil dadurch weſentlich dem Börſenſpiele Vorſchub ge-
leiſtet wird, was aus Gründen, die früher gegen die Lotterie an
geführt ſind aber in einem weit höheren Grade bedenklich zu ſein
ſcheint.

Das würden, meiner Anſicht nach, die Gründe ſein, die mir
eine Anleihe bedenklich machen. Natürlich müſſen Ausnahmen von
dieſem Principe gemacht werden, wenn eine politiſche Nothwendig-
keit oder eine' hohe politiſche Angemeſſenheit vorliegt. Eine ſolche
Ausnahme würde ich für den vorliegenden Fall als begründet er
kennen, und ich kann in dieſer Beziehung dem verehrten Redner
und dem, der nach ihm geſprochen hat, nicht beipflichten. Jch
halte allerdings die politiſche Nothwendigkeit für begründet, na
mentlich aus den Gründen, die der Königliche Kommiſſar mit be-
redteren Worten auseinandergeſetzt hat, als es mir möglich wäre.

Jch möchte hinzuſetzen: eine gewiſſe Sympathie würde mich
zur Votirung der Anleihe beſtimmen und zwar eine Sympathie
für meine Kollegen in der Provinz Preußen, die noch weit voll
ſtändiger und größer iſt, als die jenes ſächſiſchen Abgeordneten der
Ritterſchaft, der in ihnen auch angenehme und verehrte Kollegen
erkannt hat. Jch glaube, wir haben Urſache, unſere ganzen Sym
pathieen dieſer Provinz zuzuwenden, von der der geſammte Staat
ven Namen führt, die im Jahre 1813 zuerſt das Banner gegen
die gemeinſamen Unterdrücker erhoben und das erſte Landwehr-
Regiment gebildet hat, unter der Führung eines ehrwürdigen Man
nes den wir an ihrer Spitze erblicken einer Provinz, die vor
ſieben Jahren den erſten Lichtſtrahl in die damals noch ziemlich
dunklen Zuſtände unſeres öffentlichen Rechtes geworfen hat, durch
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Erinnerung an die theuren Verheißungen Sr. Majeſtät des höchſt
ſeligen Königs wir haben Anlaß, unſere Sympathieen den ver-
ehrten Mitgliedern dieſer Provinz zuzuwenden, die ſich gewiß ge-
gründete Anerkennung ſelbſt ihrer politiſchen Gegner in dieſer Ver
ſammlung erworben haben durch die Geſinnungen, wozu ſie mit
Einmüthigkeit ſich bekennt ich meine das lebendige Rechtsgefühl,
den unabhängigen Freimuth und ihren hohen Patriotismus. Jch
glaube nur der Anſicht aller Mitglieder dieſer Verſammlung zu
begegnen, wenn ich dieſes ausſpreche. Jch ſage, meine politiſchen
Sympathieen würden mich, wenn es ſich um ein ſo weſentliches
Intereſſe der Provinz Preußen handelte, beſtimmen, meine voll-
ſtändige Unterſtützung ihm zuzuwenden, und ich kann nur lebhaft
bedauern daß die Lage der Dinge, die kein Mitglied der hohen
Verſammlung verſchuldet hat, noch ſo geſtaltet iſt, daß ich nicht
glaube, mit meiner Pflicht vereinigen zu können, in dem gegen
wärtigen Augenblicke mein Votum für die Anleihe zu geben, und
ich muß, wenn ich das ausſpreche, namentlich an den Patriotis-
mus der verehrten Mitglieder der Provinz Preußen, deſſen ich eben
erwähnt habe, appelliren, wenn ich ſie auffordere, zu erklären, ob
ſie wollen daß in dieſem Augenblicke für einen hochwichtigen Lan
deszweck, der zugleich ihr Provinzialzweck iſt, Staatsmittel durch
eine Anleihe verwendet werden

Die Gründe, die mich abhalten ſind theils ſpezielle, theils
allgemeine. Jch beginne mit den ſpeziellen. Die ſpeziellen Gründe
ſind von der Lage des Geldmarktes hergenommen, und da bin ich
mit dem geehrten Mitgliede der ſächſiſchen Ritterſchaft einverſtan
den, namentlich in dem, was es von England geſagt hat. Man
hat in England wegen der jetzigen Geldklemme Bedenken getragen,
dieſelbe dadurch zu vergrößern, daß man eine neue Anleihe auf
den Geldmarkt werfe. Es iſt im Gegentheil im Unterhauſe die
Rede davon geweſen, ſogar die Ausführung der von Privaten un
ternommenen Eiſenbahnen zu ſiſtiren, um der Geldklemme abzu-
helfen. Es ſcheint mir deshalb in dieſem Augenblicke nach meiner
Anſicht, obgleich ich glaube, daß ſachverſtändigere Mitglieder ſich
hier befinden die ein kompetenteres Urtheil darüber ausſprechen
werden ein ſo bedeutender Schritt nicht angemeſſen. Auch der
Umſtand daß die Anleihe auf mehrere Jahre vertheilt werden ſoll,
kann mich nicht beruhigen, weil ich und alle andere Mitglieder
nicht im Stande ſind, die Eventualitäten der nächſten Jahre und
überhaupt die Zukunft zu überſchauen, und weil ich durch mein
Votum nicht eine Zuſicherung für die Zukunft eingehen möchte,
die ich nicht überſehen kann.

Eben ſo bin ich damit einverſtanden, was das erwähnte Mit
glied geſagt hat, daß darin eine gewiſſe Ungerechtigkeit gegen die
jenigen liege, die ihr Vertrauen auf die ſeitherigen Maßregeln des
Gouvernements durch Zeichnung von Actien bethätigt haben.
Die Eiſenbahn Actien ſind in ihrem Courſe weſentlich zurück
gegangen und wurden noch weit mehr zurückgehen, wenn durch
die Anleihe der Kapitalienmarkt überftuthet wurde. Die Aus-
ſchuß-Protokolle ſind nicht veröffentlicht worden, da man ſich
damals doch nicht derjenigen Oeffentlichkeit zu erfreuen hatte,
wie ſie jetzt ſtattfindet; das Publikum iſt daher nicht im Stande
geweſen, alle die Gründe zu würdigen, die vor den Ausſchüſſen
für den Bau der Eiſenbahnen aus Privatmitteln aufgeſtellt wor-
den ſind. So viel drängt ſich indeß auf, daß das Gouverne-
ment damals weſentlich das Prinzip verfolgte, nur Staatsga-
rantie zu gewähren und keine Bahnen aus Staatsmitteln zu
bauen. Der Landtags Kommiſſar hat geſagt, das Gouverne-
ment ware damals nicht im Stande geweſen, einen anderen
Weg einzuſchlagen. Das laſſe ich dahingeſtellt, weil es der Ver
gangenheit angehört; ich muß es aber beſtreiten, weil ich nicht
einſehe, warum nicht auch damals eine ſolche Verſammlung,
wie die gegenwärtige, ins Leben zu rufen geweſen wäre. Aus

allen den Gründen, welche in den Ausſchuß Verhandlungen vor
gekommen ſind, würde ich es fur beſſer gehalten haben, wenn
der Staat von Hauſe aus die Eiſenbahnbauten in ſeine Hand
genommen und vermittelſt einer Anleihe ausgeführt hätte. Da
wir aber einmal den unangemeſſenſten Weg eingeſchlagen haben
und das Geld Publikum im Vertrauen auf die Weisheit der
Staats Regierung und die gewahrten Garantieen Eiſenbahn
Actien gezeichnet hat, ſo ſcheint es mir eine Unbilligkeit, daß
die Staats Regierung jetzt mit der Privat Speculation in Kon
kurrenz treten und eine Anleihe auf den Geldmarkt werfen will,
die den Cours der Actien weſentlich herabdrucken muß. Es kommt
noch dazu, daß viele Actien noch nicht eingezahlt ſind und viele
Eiſenbahnen in einer kritiſchen Lage ſich befinden die noch kri-
tiſcher wurde und faſt zur Auflöſung dieſer Geſellſchaften fuhren
müßte, wenn der Staat jetzt eine ſo bedeutende Anleihe von
24 bis 30 Millionen eröffnete.

Das iſt der eine Grund; ich muß aber noch einen ande
ren Grund anführen und mich dabei von vornherein dagegen
verwahren, als ob es irgend Abſicht von mir wäre, auch nur
irgend eine Perſönlichkeit zu beruühren. Jch weiß, daß die Ver-
ſammlung, wie es auch natuürlich iſt, da unſer parlamentari
ſches Leben noch ein ſehr junges iſt, in dieſer Beziehung eine
gewiſſe Empfindlichkeit beſitzt, und ich möchte namentlich die
verehrten Herren auf der Miniſter Bank nicht irgendwie em-
pfindlich verletzen. Jch glaube aber, daß, wenn man die Ehre
hat, den Repräſentanten der Regierung einer europäiſchen Groß
macht gegenuüberzuſtehen, wie ſie hinter mir ſitzen,

Heiterkeit.
man auch das Recht habe, ſie offentlich zu kritiſiren, und ich
verwahre mich alſo im voraus vor der Abſicht, als ob ich Per-
ſönlichkeiten zur Sprache bringen wollte. Ich wurde die Sache
nicht zur Sprache bringen, wenn ſie in den Vereinigten Kurien
vorgekommen wäre, ſie iſt aber blos in der Drei-Staände- Kurie
vorgekommen, und ich kann nicht annehmen, daß ſie den ver-
ehrten und erlauchten Mitgliedern der Herren Kurie vollſtändig
bekannt ſei. Ich meine den Fall von vorgeſtern. Wir haben
leider gehört, daß der Herr Landtags Kommiſſar die bedenkli-
chen Worte „ſchwebende Schuld ausgeſprochen hat, was den
ehrenwerthen Abgeordneten für Berlin, deſſen Lob auszuſprechen
überfluſſig iſt, da ſein Charakter dazu zu hoch ſteht, in eine
große Gewiſſens Unruhe verſetzt hat, die den größten Eindruck
auf die ganze Verſammlung hervorbrachte und vermoge ſeiner
amtlichen Stellung hervorbringen mußte. Wir haben gehoört,
wie des Herrn Finanz Miniſters Excellenz auseinandergeſetzt hat,
daß zwar die Staatskaſſe nach der Aufſchrift der Banknoten
dieſelben an Zahlungsſtatt annehmen muß, daß aber in Fällen
wo die Bank zur Liquidation komme, ſie von dieſer Verpflich
tung entbunden ware.

Wir haben gehört, daß der Herr Juſtiz- Miniſter die Aeu-
ßerung gemacht hat, daß er mehrere Ober- Landes Gerichte an
gewieſen habe, die Banknoten nicht in Zahlung anzunehmen,
daß er alſo durch ſolche Verfügungen die Sicherheit derſelben
neutraliſirt hat. Wir haben nachher gehoört, daß der Herr Land
tags Kommiſſar dem Herrn Finanz- Miniſter widerſprach und
daß er die Vorausſetzung ausſprach, daß der Herr Finanz- Mi-
niſter dieſe Aeußerung zurucknehmen wuürde; daß ferner der Herr
Landtags Kommiſſar, dem wir die ſchöne Aeußerung verdanken,
daß das Gouvernement ein gutes Gewiſſen habe, die Verſamm-
lung veranlaſſen wollte, dieſen Theil des Vorganges in den
öffentlichen Verhandlungen zu unterdrücken, und auf die ſehr
richtige Bemerkung derjenigen Mitglieder, welche dem Handels-
ſtande angehören, dieſen Antrag zurücknahm, und daß wir auf
deren Wunſch die Debatte ſelbſt ruhen ließen. Das ſind Um-
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ſtände und Zuſtände die mir die allerbedenklichſten zu ſein ſchei
nen. Die ganze Verſammlung wird davon durchdrungen ſein,
daß ſolche Aeußerungen Nachtheile für den öffentlichen Kredit haben
müſſen. Wenn dieſe zarte Pflanze, der öffentliche Kredit, auf ſo
wenig rückſichtsvolle Weiſe vor einer Verſammlung von 500 Per-
ſonen behandelt wird, ſo glaube ich gerechte Bedenken haben zu
müſſen, in ſolcher Zeit dem Kredit des Staats durch mein Votum
eine weitere Folge zu geben durch Bewilligung einer Anleihe, die
den Zuſtand noch bedenklicher machen kann.

Jch glaube, daß, wenn auch dieſe Gründe nicht vorlägen, die
Abtheilung, welcher ich übrigens keinen Vorwurf machen will, mehrere
weſentliche Geſichtspunkte nicht gründlich erwogen hat. Hierzu zähle
ich zunächſt die Prüfung des Finanz-Etats. Jch glaube, daß bei
einer früheren Diskuſſion, der ich nicht beigewohnt habe, dieſe Frage
gründlich erörtert iſt, und daß die Vorlage deſſelben als durchaus
unvollſtändig betrachtet wurde. Darauf iſt von Seiten der verehr
ten Vertreter der Krone bemerklich gemacht worden daß einzelne
Abtheilungen, denen ſolche Fragen zur Erörterung vorlägen, auch die
Befugniß und die Verpflichtung beſäßen, ſich vollſtändig von dem
Finanz- Etat zu unterrichten. Jch vermiſſe dieſe Erwägungen gänz-
lich in dem Gutachten der Abtheilung, inſofern man nämlich nicht auf
die Frage eingegangen iſt, ob andere Titel des Etats vielleicht be-
reite Mittel darbieten, woraus für die Eiſenbahn außer dem Eiſen-
bahn Fonds noch andere Fonds in Anſpruch genommen werden
können. Dieſe Frage iſt in dem Gutachten, ſo weit ich daſſelbe
aufgefaßt habe, ganz mit Stillſchweigen übergangen. Wenn ich
nach bloßer Durchſicht des Haupt Finanz- Etats auch nicht dar-
über urtheilen will, ſo ſcheinen mir doch ſolche Titel vorhanden
zu ſein, z. B. der Pracht BauFonds, der nur für Verſchö
nerungs- Zwecke der Hauptſtadt beſtimmt iſt, welche jedenfalls zurück
ſtehen müſſen ſo lange es ſich um Erfüllung von Landeszwecken
handelt, die der Herr Landtags -Kommiſſarius als die erheblichſten
und wichtigſten mit Recht bezeichnet hat. Dies wäre einer von
den Titeln, der ſich Jedem aufdrängt, während ich dahingeſtellt ſein
laſſen will, ob noch andere Titel exiſtiren, die die nöthigen Mittel
zu der in Rede ſtehenden Anlage gewähren. Jn dieſer Hinſicht
hat alſo die Abtheilung dieſe Angelegenheit nicht gründlich erwogen.
Es kommt noch hinzu, daß die Koſtenanſchläge bei Eiſenbahnbauten
bekanntlich ſehr unſicher ſind. Wir haben bis jetzt keine Eiſenbahn
ausführen ſehen wo mit den veranſchlagten Koſten ausgereicht wäre.
Um ſo unerläßlicher erſcheint es, daß, wenn es ſich um Bewilligung
einer neuen Anleihe handelt die Frage erwogen werde, ob der Koſten
punkt gründlich erörtert iſt, und es würde nach meiner Anſicht die Auf-
gabe der Abtheilung geweſen ſein, nicht blos auf die techniſchen Raiſon-
nements der Techniker des Gouvernements ſich zu beſchränken ſondern
ihrerſeits Techniker zuzuziehen und deren Gutachten in gründliche
Erwägung zu nehmen.

Jch beſcheide mich wohl, daß eine ſolche Frage in einer Ver-
ſammlung von 600 Perſonen nicht erwogen werden kann, aber ich
glaube, daß es die Pflicht der Abtheilung geweſen wäre, ſie um ſo
gründlicher in Erörterung zu ziehen. So lange ich vicht weiß, ob
man mit den Mitteln ausreichen werde, ſo lange kann ich nicht
wiſſen, wie ich votiren ſoll, denn wir haben ja von 22 Millionen,
von 34 Millionen und, was weiß ich, ſonſt noch gehört. Es iſt
mir daher ganz ungewiß, ob mit dieſen Mitteln auszureichen iſt,
und vollends der Fonds zur Unterſtützung anderer Eiſenbahnen noch
Mittel gewähren wird.

Was die Unterſtützung dieſer letzten Eiſenbahnen betrifft, ſo
iſt dies ein Moment, was vielleicht einen Theil der Verſammlung,
welcher dabei betheiligt iſt, in Rückſicht der Lokal- Jntereſſen ver
anlaſſen könnte, der Sache eine günſtigere Beurtheilung zuzuwen-
den. Namentlich iſt bei mehreren derartigen Eiſenbahnen die Pro

vinz Weſtphalen weſentlich betheiligt. Es iſt mir mehrfach, na
mentlich von Mitgliedern der Rhein Provinz, die vorzugsweiſe
Beachtung provinzieller Standpunkte vorgeworfen worden. Jch
habe es bis jetzt für überflüſſig gehalten, darauf zu antworten,
weil ich glaubte, daß ſich im Laufe der Verhandlungen hinlängliche
Momente finden würden, dieſe Anſicht durch mein parlamentari
ſches Verhalten zu widerlegen. Jch bin der Meinung, daß die
provinziellen Jntereſſen immer zurücktreten müſſen, wo ſie mit den
allgemeinen Landes Intereſſen kollidiren. Wo aber von keinem
allgemeinen Landes Intereſſe die Rede iſt, wo es ſich vielmehr
um einen allgemeinen Grundſatz der Gerechtigkeit, der auf alle
Provinzen gleich angewendet werden muß, handelt, da glaube ich,
müſſen auch die Provinzial Intereſſen beachtet werden. Von die
ſem Grundſatz laſſe ich mich leiten, und von dieſem Standpunkte
aus muß ich erklären, daß das Provinzial Jntereſſe Weſtfalens
bei dieſer Frage für mich nicht vorhanden iſt. Jch füge hinzu,
damit es nicht ſcheine, als ob ich und die anderen Mitglieder etwa
glauben, ein enormes Opfer zu bringen, daß die Anſichten, welche
das Gouvernement geleitet haben, für mich nicht geltend ſind.
Jch bin der Anſicht, daß, wenn die Verſammlung ſich nicht ent
ſchließen ſollte, ihre Zuſtimmung zu der Anleihe zu geben, dann
doch der Ausweg, welchen der Herr Finanz- Miniſter angedeutet
hat, nämlich die Oſtbahn aus den Ueberſchüſſen des laufenden
Eiſenbahn Fonds zu bauen, aus techniſchen Gründen nicht mög-
lich iſt, und ich glaube nicht, daß eine Eiſenbahn in 18 Jahren
ruckweiſe erbaut werden kann. Wenn die Anleihe nicht bewil-
ligt wird, ſo folgt daraus nach meiner Anſicht nur, daß das Gou-
vernement einen anderen Zeitpunkt, namentlich in Rückſicht auf
den Geldmarkt, abzuwarten haben dürfte, nicht aber die Bahn
ſtückweiſe anzufangen. Jch bin weiterhin der Anſicht, daß die
Unterſtützungen des Staates für die Eiſenbahnen nur von ſehr un
tergeordneter Rückſicht ſind, inſofern ſie ſich auf die baare Unter-
ſtützung und nicht auf die Garantie erſtrecken. Die Hauptſache
bleibt vielmehr immer die, dem Geldmarkt Ruhe zu laſſen, ſo
daß, wenn dieſe neue Konkurrenz nicht geſchaffen wird, die
Gelegenheit ſich finden wird, daß die Actionaire, wo ſie mit ihren
Zahlungen in Rückſtand geblieben ſind, dieſelben leiſten können.
Wie geſagt, ich laſſe mich durch ſolche provinzielle Rückſichten nicht
beſtimmen, ich laſſe mich in dieſem Falle nur durch allgemeine
Rückſichten leiten, und da muß ich auf den Punkt zurückkom-
men, der mir bei der ganzen Frage der erheblichſte zu ſein ſcheint.

Es hat uns der Königl. Kommiſſar geſagt, daß die Stände
ſich immer in der Lage befinden wurden (im Gegenſatz zu der
Aeußerung des Mitgliedes aus der Niederlauſitz), in künftigen
Fallen ihre Zuſtimmung zu Bewilligungen fur die Eiſenbahnen er-
theilen zu können. Jch glaube, daß dieſe Aeußerung des Konigl.
Kommiſſars nicht ganz im Einklange iſt mit dem, was wir frü-
her aus demſelben verehrten Munde gehört haben. Es iſt uns
früher geſagt worden, daß die Garantieen fur Eiſenbahnen nicht
zu den Staatsſchulden gehören, wozu die ſtandiſche Zuſtimmung
nöthig wäre, ſondern daß unter letzteren nur Darlehne begriffen
waren. Jch frage alſo, wenn dieſe Aeußerung des Königl. Kom-
miſſars richtig waäre, was ich jedoch durchaus beſtreite, wenn es
namentlich die Anſicht des Gouvernements und der Krone
wäre, warum ſich dann der Staat nicht immer in der Lage
befinden wurde, durch Garantieen für Eiſenbahnen den Kredit
aufs außerſte in Anſpruch zu nehmen? Denn dieſe Garantieen
müſſen doch eventuell auch erfullt werden ſie ſind uns ja ſelbſt als
ein erhebliches Moment dargeſtellt worden; ſie ſind uns bei Be-
rechnung des disponiblen EiſenbahnFonds in der Denkſchrift in
Abzug gebracht worden. Hierbei will ich beilaufig erwähnen,
daß dieſer ganze Eiſenbahn-Fonds nur auf dem Papiere ezxiſtirt-

(Die Fortſetzung folgt in der Beilage.)
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Beilage zu Nr. 137 des Couriers, Hall. Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 16. Juni 1847.

Es iſt zwar geſagt worden, der Fonds, der jetzt nur etwa
1,200,000 Rthlr. betragt, werde ſich jährlich um 50,000 Rthlr.
vermehren und bis auf 2 Millionen anwachſen. Es iſt nur
ein Ungluck, daß alle dieſe Vorausſetzungen der Zukunft ange-
hören, daß ſie daher auch weit unguünſtiger ausfallen können
und ſomit die ganze Baſis der Berechnung in Staub zerfallt.

Der allgemeine Standpunkt, auf den ich jetzt uübergehen
will, iſt die unſichere Lage, in der wir uns in Beziehung auf
den Rechtszuſtand befinden. Wir haben uns die ganze vorige
Woche damit beſchaftigt und Petitionen darauf gebaut an Se.
Majeſtät den König, deren Schickſal uns noch ganz unbekannt
iſt; wir können ſelbſt ihr Geſchick fur den Verlauf der nachſten
Tage nicht wiſſen wir wiſſen nicht, in welcher Form ſie aus
der Herren Kurie hervorgehen werden obwohl ich damit dem
Zwei-Kammer-Syſteme keinen Vorwurf zu machen denke, und
ob ſie überhaupt zur Entſcheidung Sr. Mäjeſtät des Königs
gelangen werden. Wenn dieſer bedenkliche Fall eintreten würde,
ſo wurde bei der Rechts-Unſicherheit, in der ich mich, und mit
mir viele andere Mitglieder, zu befinden glaube, die Löſung in
eine ganz ungewiſſe Zukunft verſchoben werden und bei einer
ſolchen Sachlage glaube ich mich nicht im Stande zu befinden,
fur ein Darlehn, für irgend einen Schuld-Titel meinerſeits mein
Votum abzugeben. Es giebt Lagen in dem öffentlichen Leben
der Staaten, wo der Patriot ſein Haupt verhuüllt, in ſein Jn
neres zuruckgeht und den feſten Entſchluß faßt, nur der inneren
Stimme zu folgen, welche ihm zuruft „Thue recht und ſcheue
Niemand Jn einem ſolchen Momente befinden wir uns jetzt;
wir wiſſen nicht, was die Zukunft uns bringen wird, und haben
daher nur den gegenwartigen Moment ins Auge zu faſſen. So
lange nicht die Uebereinſtimmung der gegenwartigen Geſetzgebung,
die das Datum des 3. Februar tragt, mit den Geſetzen vom
Jahre 1820, die in derſelben Geſetz- Sammlung abgedruckt ſind,
hergeſtellt iſt, ſo lange ferner die Stande der nothwendigſten
Grundlage entbehren für die Erhaltung ihrer Rechte, der Grund
lage, daß, wie es ſtets in Deutſchland Rechtens geweſen iſt,
ihre Rechte nicht alterirt werden konnen ohne ihre ausdrückliche
Zuſtimmung, ſo lange werde ich mein Votum nicht abgeben für
die Bewilligung irgend eines Darlehns zu Gunſten des Staates.

Die Erinnerung des Redners an die in der Drei-
Stände- Kurie ſtattgefundene Enthuüllung uber ſchweben-
de Schuld und über die nicht garantirte Garantie
der neueſten Bankſcheine, welche in Depoſitorien nicht
angenommen werden durfen gab zu einer kurzen gegenſei-
tigen Erklärung zwiſchen dem Redner einer- und dem Kom-
miſſar, dem Miniſter Uhden und dem Abtheilungsrefe-
renten andrerſeits Anlaß. Der Abg. v. Saucken ſprach
in glühender Vaterlandsliebe uber das Streben der Preu-
ßen an der Oſtſee mit den Preußen an der Spree, Elbe,
an der Saale und am Rhein in engern Verband zu treten
und wies Verdaächtigungen und Zweifel an der Steuerfä-
higkeit und phyſiſcher wie moraliſcher Kraft der Provinz
mit Entruſtung zuruück. Er beklagte, daß Preußen gegen
die andern Provinzen wie ein verlorener Poſten behandelt
werde. Während in Sachſen 1 Meile Chauſſee auf 3 Qua-
dratmeilen kämen, hatte Preußen kaum 1 Meile auf 10
Quadratmeilen, und während alle uübrigen Provinzen be
reits Eiſenbahnen hätten, wurden in Preußen erſt die noö-
thigſten Chauſſeen angelegt. So ſchon zuruückgeſetzt
frage ich Sie, meine Herren wollen Sie uns auch noch
die Hauptlebensader allen Verkehrs, deren Sie ſich vielfach
erfreuen auch noch in der Eiſenbahn unterbinden Jch be-
furchte es nicht und habe mit großer Befriedigung erkannt,

daß die Staatsregierung mit einer ſolchen Entſchiedenheit
und Sorge die Nuützlichkeit, ja die Nothwendigkeit des
Baues der Eiſenbahn von allen Seiten anerkannt und her-
vorgehoben hat. Je mehr ich dieſes freudig wahrgenom-
men, deſto mehr ſchmerzt es mich, daß ich dieſem Vor-
ſchlage der nicht den Eiſenbahnbau nach Preußen erſt
beſtimmen, ſondern ihn nur beſchleunigen, und alſo den
Nutzen den andre Provinzen ſchon genießen, nur ſchneller
auch fur Preußen herbeifuühren und der den Vorwurf ab-
weiſen ſoll, daß durch die Verzögerung des Baues unend-
liche Summen verloren gehen, welche hatten gewonnen
werden köonnen; daß ich einem ſolchen Vorſchlage
entgegentreten muß, nicht, weil ich eine hohe Verſammlung
und mich ſelbſt nicht fur befugt zur Bewilligung einer An
leihe halte, nein denn durch die Berufung des Verei-
nigten Landtages ſind wir die Reichsſtände, welche dieſe
Befugniß haben, ſondern weil ich mich nicht dazu fähig
halte, ſo lange nicht eine genaue Einſicht in den Staats-
haushalt zugeſtanden und dadurch die Ueberzeugung zu er
langen iſt, daß der Zweck auf keinem andern Wege erreicht
werden kann, ſo lange nicht die Perlodicität des Vereinig-
ten Landtags ausgeſprochen und meine Bedenken gehoben
ſind. Aus dieſen Grunden muß ich mich auch bei der gro-
ßen Nuützlichkeit der Sache dagegen erklären denn ich muß
es ſagen, wenn ich auch alle Hutten meines Landes durch
die Bewilligung des Anlehns zu Schloöſſern verwandeln
kounnte, ſo wurde ich in dem Glauben, daß mit leichtem
und ruhigem Gewiſſen es ſich glucklicher und behaglicher in
einer Hutte, als mit einem beſchwerten im Palgſte ſelbſt
wohnen läßt, dagegen ſtimmen.“ Der Abg. von Bis-
mark-Schoönhauſen nannte diejenigen, welche den Wun-
ſchen des Gouvernements entgegen ſind und ſich nicht in der
Lage befinden, eine Anleihe zu bewilligen, eine Parthei,
welche das Recht der Anleihe- Bewilligung als ein Zwangs-
mittel anwende, die Regierung zur Anerkennung ſtändiſcher
Rechte zu nothigen. Buürgermeiſter Sperling aus Ko-
nigsberg fuhrte an, ſeit 1820 wäre die Staatsſchuld um
die Hälfte vermindert und die Jahreseinnahme des Staats
um 10 Mill. gewachſen während alſo die Ausgabe gefal-
len, die Einnahme geſtiegen ſei, geſtehe die Regierung doch,
mitten im Frieden daß ſie unvermögend ſei, ohne Anleihe
ein Werk fur 30 Mill. herzuſtellen. Er ſtimmte gegen die
Anleihe. Graf v. Frankenberg wies nach, daß die ganze
in dem Gutachten wie in der miniſteriellen Denkſchrift aus-
gefuührte Rechnung ſich auf nichts als Wenn und Aber,
alſo auf Hypotheſen grunde, und daß die Vorlage der Re-
gierung nicht vorbereitet genug erſcheine, um ein Urtheil
darüber zu fällen und eine Anleihe zu bewilligen. Graf
v. Helldorf aus Wolmirſtedt ſprach ſich in Rückſicht der
Dringlichkeit des Bahnbaues fur eine partielle Bewilligung
des Anlehns aus. Bürgermeiſter Gier ſtimmte fur die An
leihe, verlangte aber Kontrole der Stande uber die Ver
wendung. Nachdem nun noch die Abgeordn. v. Zedlitz,
v. Bruünneck und Offermann gegen die Anleihe, Dier-
gardt, der Schulze Roöſeler, Graf v. Finkenſtein
und Fuürſt Reuß fur den Bau der Bahn geſprochen, er-
widerte v. Auerswald auf die Anſichten und Meinungen
der ritterſchaftlichen Abg. Graf v. Gneiſenau und Bis-
mark-Schoönhauſen Folgendes:

Jch bedaure ſehr, ganz wider meinen Wunſch und ich darf
wohl behaupten, wider meine Gewohnheit, mich zunachſt gegen
Angriffe vom provinziellen und ſelbſt perſönlichen Standpunkte aus



vertheidigen zu müſſen. Jch habe nicht geglaubt, daß ich in die
ſer Verſammlung je in die Lage kommen wurde, vom provin-
ziellen Standpunkte aus zu ſprechen denn ich habe nicht ge-
glaubt, daß es hier, fur uns, ein anderes Preußen gebe, als
das zwiſchen dem Niemen und der Saar. Es hat aber ein Mit-
glied der Ritterſchaft aus der Provinz Sachſen, ganz abgeſehen
von der Eiſenbahnfrage und abgeſehen von deren Verhältniß zur
Provinz Preußen, die Verhältniſſe dieſer Provinz, der ich anzu
gehören ſtolz bin, in einer Art und Weiſe berührt, die einer
Antwort bedarf, wenn ſie nicht zu immer weiter wuchernden Miß-
verſtandniſſen Veranlaſſung geben ſoll. Manches von dem, was
ich hieruber hätte ſagen können, iſt bereits durch ein Mitglied der
Ritterſchaft aus Preußen erledigt. Jch beſchränke mich daher auf
die Anführung einer Thatſache. Dieſe Aeußerungen des Mit-
gliedes der ſachſiſchen Ritterſchaft, auf deren Nüancirungen ich nicht
eingehen will, ſo erheiternd ſie mitunter auch waren, weil mir
die Sache viel zu ernſt iſt, waren die, welche als Reſultat her-
ausſtellten, daß die Provinz Preußen dem übrigen Staate gegen
über ein nur empfangender und hinnehmender, kein dafur Erſatz
gewährender und das Empfangene in genügendem Maße erſtatten-
der Theil des Ganzen ſei. Es ſind dies Aeußerungen, die weil
ſie ſeit einiger Zeit oft gemacht werden, ſchmerzlich beruhren und
wirklich anfangen, langweilig zu werden. Sie verbreiten ſich wie
ein Wuchergewachs von Ort zu Ort, ja ſie ſind ſogar, zu mei-
ner Verwunderung bis zu dem Mitgliede der ſächſiſchen Ritter-
ſchaft gedrungen, welches doch andererſeits bisher von dieſer Pro
vinz ſo wenige Notiz genommen hat, daß es glauben kann, die
Eiſenbahn welche Se. Majeſtat der König bauen laſſen will, wer
de außer der Aufgabe, die Abgeordneten dieſer Provinz zum Land
tage zu befördern, kaum einen and. ren Zweck erfüllen. Zeichen
theils des Beifalls, theils des Mißfallens.) Die Provinzialſtande
von Preußen haben, wie ſchon erwahnt ward, veranlaßt, daß eine
Kommiſſion, gebildet aus Standen und Beamten, zur Prüfung der
Lage der Provinz zuſammentrat. Aehnliche, wie die erwähnten
Aeußerungen haben die ſtandiſchen Mitglieder dieſer Kommiſſion
veranlaßt, an den Vorſitzenden, den Ober Präſidenten der Pro
vinz, folgenden Antrag zu ſtellen: Es wurde mit Schmerz und
Bedauern vermerkt das ſind ungefähr die Worte, daß man-
che Verwendungen, die Se. Majeſtat der König ſeit den letzten
Jahren in reichlichem Maße der Provinz zu Gute kommen ließen,
ſo betrachtet und angeſehen wurden, als waren dieſelben ganz un
verhaltnißmaäßige Opfer, welche der Staat der Provinz Preußen
in einem anderen Provinzen fremden Verhältniß bringen muüſſe,
als erwachſe aus denſelben dem Staate eine Laſt, welche dem
Vortheil nicht entſpreche, als bilde die Provinz gewiſſermaßen
einen bleibenden Nothſtand des Landes. Dieſe Auffaſſung ver-
anlaſſe die ſtändiſchen Mitglieder der Kommiſſion zu der aus-
drucklichen Bitte an den Herrn Ober-Praſidenten, er mochte die
höchſten Staats Behörden veranlaſſen, eine Zuſammenſtellung
über das, was ſeit längerer Zeit von der Provinz Preußen in
die Staatskaſſe fließe, und was die Staatskaſſe ihr gewähre, in
der Art anfertigen zu laſſen, daß man die Wahrheit oder Un-
wahrheit einer ſolchen Anſicht, welche man in der Provinz nach
beſter Ueberzeugung und nach Kenntniß der Sachlage für vollkom-
men ungegrundet halte, erſehen und ſo hoffentlich den drückend
ſten Vorwurf zurückweiſen könnte, der eine Provinz, dem Staate
gegenuuber, treffen kann.

Ich erſuche das geehrte Mitglied der ſächſiſchen Ritterſchaft,
bis dahin, daß dieſer Antrag erledigt iſt, ſein ferneres Urtheil zu
ſuspendiren. Ein anderes Mitglied der ſachſiſchen Ritterſchaft hat
wiederum von einer Partei geſprochen und dieſer Abſichten und
Geſinnungen vindizirt, die jedenfalls verletzend für dieſelben er-
ſcheinen muüſſen. Da unter dieſer Partei, nach den unzweifel
haften Aeußerungen des Redners, keine andere Mitglieder der

Verſammlung gemeint ſein können als die, welche auf die Ergän-
zung der Uebereinſtimmung der früheren Geſetze mit den neueren
wiederholt angetragen haben, da es offenbar dieſelben ſind, denen
gegenuüber er in voriger Woche vielfaltig geſtimmt hat, und ich
zu dieſen Mitgliedern gehöre, die man eine Partei nennt, was
ich aber zuruckweiſe; ſo glaube ich, daß ich eben ſo gut, wie je-
der Andere, hier das Recht habe, die Sache aus dem perſönli-
chen Geſichtspunkte aufzufaſſen. Jch muß aber ſagen, daß ich
nicht recht abſehe, wie ich es machen ſoll, dies Recht mit Erfolg
wahrzunehmen, daß ich mich wirklich in Verlegenheit deßhalb be
finde. Es iſt nämlich auf dem Felde, ich bitte dies Wort nicht
ubel zu deuten, auf dem Felde der Verdachtigung der Kampf
platz eröffnet. Es iſt dies aber ein Feld, ein Kampfplatz, auf
dem ich mich nicht ebenbürtig fühle. Es heißt irgendwo ich glau-
be im weſt öſtlichen Divan:

„Soll ich Dir die Gegend zeigen, mußt Du erſt das Dach
beſteigen.“

Jch, meine Herren, bin aber außer Stande, mit dem
geehrten Herrn das Dach zu beſteigen, von welchem herab der-
ſelbe einen ſo trüben Blick in die Abſichten eines Theils der
Verſammlung thut ich bin außer Stande, den Blick in die
Gegend innerer Geſinnung zu richten, wohin er ſeinen Blick
gewendet hat. Jch muß alſo diesmal mich nur auf den ei-
nen Wunſch beſchränken, daß wir uns einander mehr achten
mögen! (Stürmiſches Bravo

Zur Sache ſelbſt mich wendend, muß ich Alles, was uber
die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der preußiſchen Oſtbahn ge
ſagt iſt, mit vollſter Ueberzeugung mit wahrhafter Dankbarkeit
anerkennen, namentlich das, was der Herr Königliche Kommiſ-
ſar uns geſagt hat. Jch thue dies in einem ſolchen Maße, daß
ich aufrichtig und mit Beſtimmtheit verſichern kann, daß ich
kein Opfer kenne, zu dem ich berechtigt bin, welches ich die
ſem Zwecke nicht bringen möchte. Ich muß jedoch daran erin-
nern, doß es für einen ſeiner Ueberzeugung getreuen Menſchen
Opfer giebt, die er zu bringen nicht berechtigt iſt. Ich halte
die hohe Verſammlung, wie vor mir ſchon viele Redner gethan
haben, fur vollkommen berechtigt und befugt, dieſe Anleihe zu
bewilligen. Jch glaube aber daß ich meinestheils dieſe Befug-
niß nur dann ausüben kann, dieſe Befugniß nämlich, vermit-
telſt welcher ich eine Verantwortlichkeit für Andere, Laſten und
Pflichten fur Andere ubernehmen ſoll, daß ich dieſe nur dann
ausüben und in die Anleihe willigen kann wenn mir die Mit-
tel zu Gebote ſtehen, der Verpflichtung, welche ich im Namen
Anderer übernommen habe, gewiſſenhaft und vollſtändig nachzu
kommen. Jch bin weit entfernt davon, zu wiederholen, was
uber dieſen Gegenſtand bereits genugend geſagt iſt; ich kann
mich einfach darauf beſchränken, daß, ſo lange dem Landtage
die regelmäßige Wiederkehr nicht zugeſichert iſt, ſo lange ihm
nicht bei jeder Wiederkehr die Kenntniß und zwar die genaue
Kenntniß des Staatshaushalts zugeſichert iſt, ich mich nicht
fähig fühle, im Namen Anderer, im Namen des Landes dieſe
Befugniß auszuuüben. Jch will gewiß Niemanden zu nahe tre-
ten, der eine andere Geſinnung hat; wenn ich aber bei meiner
Ueberzeugung, von meinem Standpunkte aus in die Anleihe
willigen ſollte, wurde ich nichts mehr und nichts minder thun,
als ein nicht gerechtfertigtes Mittel zu einem guten Zweck ge-
brauchen. Das iſt ein Grundſatz, zu dem ich mich nicht be-
kennen kann, unverändert getreu einem der ſchönen Wahlſprüche
unſeres Königshauſes: sincere et constanter.

(Sturmiſches Bravo.)
(Schluß folgt.)

wird,
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Das 23ſte Stück der Geſetze Sammlung, welches heute ausgegeben
wird, enthaält: unter
Nr. 2850. Die Allerhöchſte Kabinets Ordre vom, 14. Mai d. J.,

betreffend die den Kreisſtanden des Krei
ſes in der Neumark in Bezug auf den Bau mehrerer
Kreis-Chauſſeen bewilligten fiskaliſchen Vorrechte

„„2851. von demſelben Tage, betreffend die der Stadt Ellrich
in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer Chauſ-
ſee von Ellrich bis zur braunſchweigiſchen Landesgrenze
Wer Richtung auf Zorge bewilligten fiskaliſchen Vor
rechte

„„2852. vom 28. deſſelben Monats, betreffend die der Stadt
Muhlhauſen und den Gemeinden Groß und Klein-Grabe
in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der noch
unchauſſtrten Strecke von Muhlhauſen auf Sondershau-
ſen bis zur Landesgrenze bewilligten fiskaliſchen Vor-
rechte und

„2853. vom 9. Juni d. J., die Beſeitigung der Zweifel uüber
die Auslegung des 33 der BankOrdnung vom 5. Octo-
ber 1846 wegen Annahme der Noten der preußiſchen
Bank bei öffentlichen Kaſſen betreffend.

Berlin, den 14. Juni 1847.
Geſetz-Sammlungs-Debits-Comtoir.

Berlin, d. 14. Juni. Se. Hoheit der Herzog
Georg von Mecklenburg-Strelitz iſt von Neu-Stre-
litz, und Se. Excellenz der General der Kavallerie und Ge-
neral- Adjutant Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland,
von Knorring, von St. Petersburg hier angekommen.

Se. Excellenz der General- Lieutenant und General-Jn-
ſpekteur des Militair- Unterrichts und Bildungsweſens der
Armee, Rühle von Lilienſtern, nach Gaſtein von hier
abgereiſt.

K Verlin, d. 12. Juni. Obwohl nicht zu leugnen
ſteht, daß das Jntereſſe des Publikums an den ſtandiſchen
Verhandlungen fortwährend im Wachſen iſt, ſo ſcheinen
die Stände ſelbſt das Jntereſſe daran oder doch den Eifer
dafur mehr und mehr zu verlieren. Wenigſtens werden die
Bänke immer luckenhafter, und die Bezeichnung fehlt
in den namentlichen Stimmliſten verräth, wie Viele es be-
reits vorgezogen haben, an die Stelle der geſetzgeberiſchen
wieder die alltägliche Berufs- Thätigkeit treten zu laſſen.
Man kann etwa rechnen, daß hundert Deputirte abgereiſt
ſind, während funfzig andere ihre Stellvertreter hierher
citirten. Namentlich hatte ſich die Herrenkurie in den letz
ten Wochen ſehr ſtark decimirt, iſt aber faſt vollzählig wie-
der eingeruckt, da es ſich gegenwärtig darum handelt, die
in der Stäände- Kurie bereits angenommenen ſogenannten
Verfaſſungs-Petitionen zu berathen. Jm Allgemeinen lei-
det es kaum noch einen Zweifel, daß die Herren-Kurie,
wenn auch mit gewiſſen Modifikationen, der letzteren gleich-
falls beitreten wird. Was nun den Schluß des Landtages
anbetrifft, ſo ſcheint daraus gegenwartig eine ſehr ernſt-
lich erwogene Frage gemacht zu werden. Daß die Ge-
ſchäfte bis zum 19. auf keine Weiſe erledigt werden koön-
nen, und eben ſo wenig dann, wenn, wie ein neues Ge-
rucht ſagt, der Landtag bis zum 25. oder ſelbſt bis zu
Ende des Monats ausgedehnt werden ſolle, iſt einleuch-
tend. Andererſeits ſträuben ſich die Deputirten, nament-
lich die zahlreiche Klaſſe der Landwirthe, ſelbſt gegen ſol-
che Verlängerung immer lebhafter und kehren zu dem fruü-
heren Gedanken einer Vertagung zurück. Es ſcheint
hierin das einzige Auskunftsmittel zu liegen, und der Ver-
waltung wird doch nichts übrig bleiben, als darauf einzu
gehen. Wir haben Grund zu glauben, daß man die Sache
vielleicht ſchon in den nächſten Tagen zum Gegenſtande einer
Kammerinterpellation machen und dabei proponiren wird,
wenn auch nicht gerade zum 19., doch ſo bald zu ſchließen,
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als es die vielleicht im Augenblick ſchwebenden Fragen ir-
gend geſtatteten und die Deputirten demnächſt zum Spät-
herbſt wieder einzuberufen.

Der Stand der Nahrungsmittel behauptet ſich leider
noch immer auf einer bedauerlichen Höhe. Die Metze Kar
toffeln koſtet 3 Sgr. (ſonſt vielleicht 1 Sgr.) und das Korn
ſchlägt trotz der verkundeten großen Zufuhren nur ſehr lang
ſam ab. Dazu ift der Geſundheitsſtand ein ſehr uner-
wünſchter. Jnsbeſondere graſſiren die kalten Fieber in
einer ganz unerhöorten Zahl und Hartnäckigkeit. Die Tem-
peratur iſt auffallend kalt und unfreundlich. Auch die all
gemeine Verdienſtloſigkeit will der doch ſonſt gewöhnlich
regeren Arbeitszeit des Sommers nur wenig weichen. Sehr
viel hängt fur die Jnduſtrie vom Ausfall der nunmehr be-
vorſtehenden Wollmärkte ab, woruber wir demnächſt Ge
naueres mittheilen werden.

Wir haben ſchon früher einmal einer Ausgabe der
Landtagsverhandlungen gedacht, welche mit einer Gallerie
von Portraits der ausgezeichnetſten Landtagsmitglieder ge-
ziert werden ſoll. Davon ſind ſo eben die erſten drei Hefte
in trefflicher Ausſtattung erſchienen. Der Herausgeber
Dr. Woeniger iſt außerdem fur einen beſonders korrekten
Text beſorgt geweſen und hat zu dem Ende die Deputirten
in einem Rundſchreiben um Berichtigung der ſtenographi-
ſchen, bekanntlich oft ſehr fehlerhaften Aufzeichnungen er-
ſucht. Den Berichtigungen, welche ſehr zahlreich einge
gangen ſind, ſoll ſich zwar die Cenſur widerſetzt haben und
ſelbſt eine desfallſige Kammerinterpellation des Herrn Han
ſemann an den Miniſter des Jnnern iſt erfolglos geblieben;
allein der Herausgeber wird die Berichtigungen nun in be-
ſonderen Noten aufnehmen und dadurch voöllig nutzbar ma-
chen. Es iſt dies beſonders zu Anfange wichtig, wo ein
zelne Reden geradezu unverſtändlich ſind. Zum Schluß des
Werkes wird der Herausgeber eine kurze kritiſche Geſchichte
des Landtages, ſeiner innern Bildungsmomente und ſeiner
Einwirkungen nach außen geben.

Halberſtadt, d. 11. Juni. Nachdem eine Jmme-
diat- Eingabe einer Anzahl Mitglieder der hieſigen Martini-
Gemeinde vom 3. März d. J. in Betreff der Berufung
des Paſtors Wislicenus zu Bedra nach Halberſtadt, durch
eine Kabinets- Ordre Sr. Majeſtät des Königs abſchläglich
beſchieden worden war, traten am 9. d. die Entſchiedenſten
dieſer Mitglieder in der Wohnung des Buchdruckereibeſitzers
F. W. Wenig zuſammen und bildeten eine vom Kirchenre-
giment unabhängige evangeliſche Gemeinde, die ſich unter
den Schutz des königl. Patents vom 30. Marz d. J. zu
ſtellen beabſichtigt. Die daſelbſt beſchloſſene Erklärung lau-
tet folgendermaßen

Da nach unſerer Ueberzeugung die evangeliſche Kirche,
wenn man dem Geiſt, aus dem ſie geboren iſt, treu bleiben
will, nicht nur nicht rückwärts geführt werden darf, ſon-
dern vielmehr die von ihrem Weſen nothwendig gefoderte
freie Verfaſſung bekommen muß, in welcher ſie ihr Leben nach
allen Seiten hin ausbilden und entwickeln kann, die evangeli-
ſche Landeskirche Preußens aber im Gegentheil von Tag zu Tag
gebundener erſcheint und wir uns ſelbſt in der Geltendmachung
unſerer Ueberzeugung thatſächlich in ihr gehindert ſehen, ſo wei-
chen wir der äußern Macht und verlaſſen die Landeskirche, nicht
aber die evangeliſche Geſammtkirche, indem wir uns zu einer
vom Kirchenregiment unabhängigen evangeliſchen Gemeinde ver-
einen. Als den Kern des Evangeliums erkennen wir nicht die
Wunderwelt und die übrigen Vorſtellungen einer längſt vergan-
genen Zeit (und die ſonſtigen jüdiſchen Vorſtellungen), von de
nen es in den alten Urkunden umgeben iſt ſondern vielmehr



den geiſtigen und deswegen allgemein menſchlichen Gehalt deſſel
ben nämlich die Freiheit von allem äußerlich Bindenden in der
Religion und dadurch von Jrrthum und von Sünde, und die
Liebe gegen alle Menſchen. Jene Freiheit kommt aus der Er
kenntniß der Wahrheit und wächſt durch den Fortſchritt dieſer
Erkenntniß. Dieſe Liebe kann ſich nur im Bunde mit jener
Freiheit, indem dieſe nicht nach beſtimmten religiöſen Vorſtel
lungen und Lehrſätzen fragt, ſondern eine geiſtige Richtung iſt,
wahrhaft entfalten und ungehindert zur That werden. Freiheit
und Liebe ſind alſo der Geiſt des Evangeliums, den die evan-
geliſche Gemeinde immer reiner zu erfaſſen und immer völliger
in alle Lebens verhältniſſe einzuführen beſtrebt ſein muß. Eine
ſolche auf ſtete Vervollkommnung gerichtete Arbeit iſt eine all
gemeine und rein menſchliche, und ſo kann und darf ſich die
ſelbe nicht von dem Leben und Streben der Menſchheit trennen,
ſondern muß, ſich daran betheiligend, das Wahre ſuchen, er-
greifen und fördern. Demnach muß die evangeliſche Gemeinde
nothwendig die Gemeinde des Fortſchritts ſein, wenn ſie ihr
Weſen nicht verläugnen will. Das ſind die Grundſätze, die
wir bekennen das Leben und Streben in ihnen iſt der Geiſt,
der uns einigt. Jhn, und zwar ihn allein erkennen wir als
nothwendig zum Heile der Menſchen. Jeder, der in dieſem
Geiſte leben will iſt uns in unſerm Bunde willkommen, denn
ein Feſthalten an beſtimmten Glaubensſätzen und religiöſen Ge
bräuchen verlangen wir nicht. Um aber den Glaubensſtand
punkt, auf dem wir im Allgemeinen jetzt ſtehen, näher zu be
zeichnen, ſtellen wir, ohne den Einzelnen dadurch beſchränken
und binden zu wollen, folgende Sätze auf: Wir glauben an
Gott, den heiligen Vater aller vernünftigen Weſen, den ewi-
gen Urquell alles Lebens. Wir glauben an Jeſus, der um ſei-
ner Göttlichkeit in Geſinnung und That willen, nicht durch
ſeine Geburt, vorzugsweiſe der Sohn des ewigen Vaters iſt und
durch die von ihm errungene, in Wort und That kundgegebene
weltüberwindende Macht der Wahrheit, Freiheit und Liebe zum
Weltheilande geworden iſt. Wir glauben an den heiligen Geiſt
als den von Gott ausgehenden und in Jeſus herrſchenden Geiſt
der Wahrheit, Freiheit und Liebe, der die Menſchheit noch
heute durchweht und ſie für immer in dem echten beglückenden
Leben fördert. Wir glauben daß dieſer Geiſt ſo ſehr er auch
bisweilen durch Jrrthum oder böſe Abſicht niedergehalten wird,
doch zuletzt als Herr Alles richtet, und Jedem, der ihn in ſich
pflegt, die Bürgſchaft ewiger Fortdauer iſt. Mit Berufung
auf alles Vorhergehende erklären wir uns durch Namensunter-
ſchrift als Mitglieder der heute hier zuſammengetretenen, vom
Kirchenregiment unabhängigen evangeliſchen Gemeinde. Hal-
berſtadt, den 9. Juni 1847.4« (Folgen die Unterſchriften

Düſſeldorf, d. 8. Juni. Die Verhandlung uüber die
Maaßregeln, welche die Gräfin v. Hatzfeld gegen ihren Ge-
mahl in Folge des von dieſem erhobenen Eheſcheidungs-
Prozeſſes ergriffen findet morgen vor unſeren Gerichten
ſtatt. Dieſelbe erſchien nämlich während der Pfingſttage
in ſeiner hieſigen Wohnung ſowie auf Schloß Calcum mit
einigen Beiſtänden und ließ gerichtliche Siegel an die Thuü-
ren legen. Der Advokat des Grafen hat Einſprache gethan.

Marburg, d. 8. Juni. Die Mitglieder der hieſigen
freien Gemeinde und die hieſigen Chriſtkatholiken haben eine
Petition um Gewiſſens- und Religionsfreiheit an die Land-
ſtande gerichtet; auch die Taufgeſinnten wollen eine ähn-
liche Petition einreichen.

Dänemark.
Kopenhagen, d. 7. Juni. Binnen Kurzem wird ein

ruſſiſches Dampfſchiff hier eintreffen, welchem demnächſt

eine aus 9 Linienſchiffen, 3 Fregatten und mehreren Briggs
beſtehende ruſſiſche Flotte folgen wird.

Frankreich.
Paris, d. 10. Juni. Die von dem „Moniteur“ aus

Portugal mitgetheilte Nachricht von der Gefangennahme des
Das Antas ſcheint ganz ungegrundet die heute hier ange-
kommenen Madrider Blätter vom 5. wiſſen nichts davon;
einige derſelben ſtellen ſogar in Abrede, daß die ſpaniſche
Jaterventionsarmee die portugieſiſche Grenze uberſchritten
und Valenza do Minho genommen habe.

Aus Algier wird gemeldet, daß der Prinz von Join-
ville mit ſeiner Escadre am 4. daſelbſt angekommen iſt

Spanien.
Madrid d. 4. Juni. Wenn dieſer Tage nach einem

der hieſigen Blätter berichtet worden iſt, die Miniſter hat-
ten dem König im Pardo einen zweiten Beſuch gemacht,
in der Hoffnung, daß ſie ihn beſtimmen konnten, nach Ma-
drid zuruckzukehren und ſich wenigſtens zu dem Schein einer
Verſöhnung mit Jſabellen herbeizulaſſen, ſo war dieſe Nach-
richt durchaus unbegruündet. Was immer die Motive der
Trennung des königlichen Paares ſein mögen und dar-
uüber ſind mindeſtens funfzig Geruchte in Umlauf die
Miniſter halten ſich nicht fur verpflichtet, Don Francisco
d'Aſſis gegenüber einen weiteren direkten Schritt zu thun.
Ja es behaupten ſogar Leute, die mit dem Hof in Verbin-
dung ſtehen, ganz unbedenklich, Jſabella habe es ihren
Miniſtern ausdrücklich verboten dem König in ihrem Na-
men irgendwelche neue Vorſchläge zu machen. Man hofft
jedoch, daß vor der Verſammlung der Kortes etwas in die-
ſer Angelegenheit geſchehen wird, um in der Wahlkammer
Jnterpellationen zuvorzukommen, welche man bisher aus
Rückſicht auf die delikate Natur des Gegenſtandes abſicht-
lich vermieden hat, die aber jetzt nicht mehr ausbleiben
können, wenn nicht irgend ein Abkommen getroffen wird,
durch welches ſie unnöthig gemacht werden.

Der Faro enthielt geſtern einen Brief aus London,
nach deſſen Jnhalt es im Werk ſein ſoll, unter den Auſpi-
zien der brittiſchen Regierung die philippiniſchen Jnſeln als
ein ſpaniſches Vicekönigreich in die Hände Espartero's uber-
gehen zu laſſen. Der Verfaſſer des Briefs ſagt, ſchon wäh-
rend der ſpaniſchen Regentſchaft ſei von dieſem Projekt die
Rede geweſen, und nur der Ausbruch der Revolution ge-
gen Espartero's Autorität habe die Verwirklichung deſſel-
ben verhindert. Der „Faro giebt dieſe Neuigkeit, ohne
irgend einer Thatſache zu gedenken, durch welche dieſelbe
fur mehr als ein bloßes Gerücht angeſehen werden kann.

Vermiſchtes.
Hannover, d. 11. Juni. Seit dem 17. April

ſind hier 42 Stuck Pferde nach geſchehener thierarztlicher
Unterſuchung getödtet und verzehrt worden. Am Tage vor
Pfingſten wurden allein vier Pferde im Betrage von 2000
Pfund zerlegt und verkauft. Seit die freie Speiſung ſich
vermindert, holen beſonders die hieſigen Armen oft täglich
gegen 1000 Pfund „ſaures Ragout das Pfund zu 8 Pf.
Die Pferde werden durchſchnittlich mit 5 bis 30 Thlr. be
zahlt, und kommen theils aus den Caxvallerieſtällen, theils
von Landleuten oder Fuhrleuten, die aus Mangel an Fou-
rage die Thiere verkaufen, oder dieſelben wegen Fehler am
Fuße, abſoluter Steifheit c. abgeben. Auch Blindheit, un
heilbare Biſſigkeit und nicht abzugewöhnendes Schlagen ſind
Urſache des Verkaufs der Pferde zur Todtung. Das jungſte
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der getödteten Pferde war faſt zweijährig, das älteſte hatte
11 Jahre. Jn den Gaſthäuſern, wo Ausſpann gehalten
wird, ſind Anſchlagezettel etablirt, auf denen fur jeden Ab-
ſetzer, der irgend wohl genährt und geſund iſt, der hochſte
Preis angeboten wird.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Pireuß. Gelde.)

Magdeburg, den 14. Juni. (Nach Wispeln.)
Weizen 118 124 Gerſte
Roggen Heaffer c

Waſſerſtand der Saale bei Halle.
am 14. Juni Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 3 Zoll.
am 15. Juni Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 2 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 14. Juni: 40 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 14. bis 15 Juni.

Jm Kronprinzen Frau Landrathin v. Jagow m. Fam. u. Die-
nerſch. a. Pollitz. Hr. Prem. Lieut. v. Vangerow a. Aſchersle-
ben. Hr. Major Tholen a. Schleßwig. Hr. Rittergutsbeſ. v.
Klotzer a. Rauden. Hr. Rentier Doöning a. Dresden. Die
Hrrn. Kaufl. Friedheim a. Berlin Feuerbach a. Frankfurt, Fi
ſcher a. Magdeburg, Emsmann a. Leipzig, Unne a. Erfurt,
Grohmann a. Naumburg.

Stadt Zürich: Hr. Reg.Baurath Haupt a. Merſeburg. Hr. Dr.
med. Schuchardt a. Düſſeldorf. Hr. Architekt Hinze a. Berlin.
Hr. Oekon. Teubner a. Prag. Die Hrrn. Kaufl. Ehlen a. Pots-
dam, Beſchütz a. Berlin, Dinkelberg u. Meyer a. Magdeburg,
Schiel a. Frankfurt, Wittfeld a. Aachen, Schifer a. Cöln, Schlü
ter a. Hannover.

Goldnen Ring Hr. Juſtiz Commiſſ. Seeligmüller a. Cönnern.
Hr. OAUmtm. Vorhauer a. Gatterſtedt. Hr. Amtm. Seiberlich
a. Wiendorf. Die Hrrn. Kaufl. Franke a. Deidesheim, Rei-
mann a. Leipzig Goldammer a. Sondershauſen.

Goldnen Löwen Die Hrrn. Kaufl. Taubner a. Leipzig, Gnauſch
a. Frankenberg, Kogler a. Schmiedeberg, Heine a. Berlin. Hr.
Gutsbeſ. Standtal a. Munchen. Hr. Paſtor Schmidt a. Braun.
Hr. Fabrik. Cronange a. Braunſchweig.

Schwarzen Bär: Hr. Künſtler Heinſius a. Hannover. Hr. Kaufm.
Julien a. Aſchaffenburg. Hr. Modelleur Körner a. Hof. Hr.
Oekon. Schaller a. Sondershauſen.

Stadt Hamburg Hr. Ziegeleibeſ. Pape a. LippeDetmold. Hr.
Gutsbeſ. Hoffmeyer a. Grunſtedt. Die Hrrn. Kaufl. Mertens
a. Klickewitz, Arnow a. Altona, Ronicke a. Erfurt, Stahlmann
a. Berlin.

Goldne Kugel: Die Hrrn. Kaufl. Rieſel a. Leipzig, Dittrich a.
Halberſtadt, John a. Weimar, Schreiber a. Würzburg. Hr.

Werner a. Steinbach. Hr. Amtm. Schröder u. Hr.
utsbeſ. Jergen a. Berlin. Hr. Gutsbeſ. Hartmann a. Bran-

denburg.
Zur Eiſenbahn: Hr. Banquier Metzler m. Fam. a. Frankfurt.

Hr. Baron v. Sarraſch a. Petersburg. Die Hrrn. Kaufl. Elner,
Barge u. Lingner a. Weimar.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin, den 14. Juni

Zf.Brief. Geld. Z3f. Brief. Geld.
St. SchuldSch. 31 (92 Pomm. Pfndbr. 31 945,
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 948 94Scheine. 952 95! Schleſiſche do. 31 97
Kur u. Neum. do. Lt. B. ga-Schuldverſchr. 3 90 S rant. do. 3 SBerliner Stadt
Obligat. 31 93 SWſtpr. Pfandbr. 3 93 Frdrchsd'or. 137 13

Großh. Poſ. do. 4 1033 1017 Auguſtd'or. 127/ 12 12
do. do. 3 92 Gold al marc.Oſtpr. Pfandbr.3 96 Disconto 4 5
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Eiſenbahn- Actien.

Volleing. f. f.Amſt. Rott. 4 94 G. Rhein. Stm. 4 84 G
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4 SBrl. Anhalt. 4 [110 a 111 bz. do. v. St. gar. 3
do. do. P. Obl.. 4 Sächſ. Bair. 4 87 bz.Berl.- Hamb. 4 108 bz. u. B. Sag.-Glog. 4 J
do. P. Obl. 4 97 bz. do. P. Obl. 4

Brl. Stettin 4 108 bz. St. eVohw. 2 SBonn Köln. 5 Thüringer. 4 (094 B.Bresl. Freib. 4 100 G. W.-B. C. -0. 4 86 B
do. do. P. Obl. 4 Zarsk. Selo. SCöth. Bernb. 4 ment 7Cr. Ob. Schl. 4 76 B. 76 G. Quittungs- S
Düſſ. Elberf. 4 Bogen. Fdo. do. P. Obl. 4 a 49Gloggnitz. 4 “0Hmb. Bergd. 4 Aach.-Maſtr. 20 83 B.Kiel-Alton. 4 108/, G. 109 B. Berg. Märk. 50 84 bz.
Leipz. Dresd. 4 Berl. Anh. B. 45 1100 G.
Magd. Hlbſt. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Leipz. 4 Brieg-Neiſſe. 55do. P. Obl. 4 Chemn. Riſa. 80 SN. Schl. Mk. 4 878, a 7 bz. Köln Mind. 80 93 bz. u. G.
do. P. Obl. 4 913, G. d. Thür. V. 20 85 G.
do. P. Obl. 5 102! bz. Dresd. Görl. 90 S

Nrdb. K. Fd.. 4 Löb. Zittau. 70 SOSchl. Lt. A. 4 104 B. IMagd. Witt. 20 85/, B.
do. P. Obl. 4 Mecklenburg. 60do. Lt. B. 4 983 B. Nordb. F. W. 60 72 bz.

Potsd. Mgd. 4 93 G. Rh. St. Pr. 70 89 G.do. P. A. B. 4 Starg. Poſ. 30 83 B. G.do. do. 5 101 B.
(Schluß der Börſe 3 Uhr.)

Leipzig, den 14. Juni.
Ange Staatspa iere. AngeStaatspapiere. Hoten. Geſucht. Actien in boten Geſucht

Königlich Sächſiſche K. K. Oeſtr. Metall.
Staats Papiere pr. 150 fl. Conv.
à 39 im 14 F. 45 lauf. Zinſen Svon 1000 u. 500 090 a 4 à 1039 im mkleinere Ja 14 F.do. do. v. 500 992

Königl. Sächſ. Land

rentenbr. à 3 Pr. Frodrd'or. à 5

im 14 F. auf 100 Svon 1000 u. 500 92 And. ausl. Louisd'or
kleinere S à 5 nach gerin-Königl. Pr. Steuer germ Ausmünzfu-
Kredit Kaſſenſch. ße auf 100 1177,à 39 im 20fl. F. Conv. Spec. u. Gld.
von 1000 u. 500- 88 S auf 1000 Skleinere S idem 10 u. 20 Kr.Leipz. Stadt Obli- auf 100 3gationen à 39 im
14 F.von 1000 u. 500 90 S ct. d. W. B. pr. St.

kleinere à 103 S SSächſ. erbl. Pfand- Leipz. Bank Actien
briefe à 31 à 250 pr. 100 167von 500 Eeipz. Oresd. Eiſnb.von 100 u. 25 S Actien à 100S. lauſitzer Pfand- pr. 100 116briefe à 39 FSächſiſch-Baier. do.
S. lauſitzer Pfand pr. 100 87briefe à 3 FSächſiſch-Schleſ. do.
Lpz.-Orsd. Eiſenb. pr. 100 100P.-Obl. à 3/, 104 Chemnitz Rieſaer
K. Pr. St. Schuldſch. do. à 100- pr. 100 591
à 3/, in Pr. Ct. Löbau Zittauer do.

pr. 1001 (92 pr. 100 57Hamb. Feuerk.Anl. Magd.Lpz. do. inel.
à 3 (300 Mk. Div. Scheine do.Bco.150 pr. 100 213

d. h. Steuer Kredit und Staats Schulden Kaſſenſcheine.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Nachts vom 21./22. v. M. ſind aus
dem Rittergutsgehöfte zu Teutſchenthal
die nachſtehend verzeichneten Gegenſtände
durch Einſteigen mittels einer Leiter geſtoh-
len worden. Wir bringen dies mit der
Aufforderung zur Herbeiſchaffung der ge-
ſtohlenen Sachen und Ermittelung der Diebe,
ſowie mit der Anzeige zu öffentlicher Kennt-
niß, daß der Beſtohlene demjenigen, wel
cher die Diebe ſo anzeigt, daß ſie zur Un-
terſuchung und Beſtrafung gezogen werden
können, eine Belohnung von 50 Thlr. zu-
ſichert.

Halle, den 10. Juni 1847.
Das Königl. Jnquiſitoriat.

Verzeichniß.
1) 3 Scheffel weißes Weizenmehl
2) ein Säetuch, bezeichnet mit rothem

Garn: »Saat-Tuch Nr. 3.
3) ein Sack, blauſtreifig, von Drell, ge

zeichnet: Rittergut Teutſchenthal Bar
tels

4) 71 Stück ſelbſtgekochte Seife, in vier-
eckige Stücken geſchnitten

5) ungefähr Scheffel Hafer;
6) ein noch gutes Deckbette von grauem

Drell, ohne Abzeichen, mit einem Ueber-
zug, roth und weiß karrirt, von baum-
wollenem Zeuge, mit leinenem Unter-
blatte

7) ein Kopfkiſſen von grauem Drell und
gleichem Ueberzuge wie ad 6;

8) ein gutes Unterbette von blau und
weißgeſtreiftem Drell, ohne Zeichen

9) 2 Stück Deckbett-Ueberzüge von hell-
grauem leinenen Zeuge, mit blaukar-
rirten Streifen, mit einem B. gezeichnet
durch eingeſticktes blaues Garn

10) 2 Stück Kopfkiſſenzüge von derſelben
Beſchaffenheit, mit B. bezeichnet.

Rathskeller- Verpachtung.
Die Rathskeller und Gaſtwirthſchaft im

hieſigen neuen Rathhauſe, die Pflaſtergel-
der- Erhebung und die Rathswaagge, ſollen

den 5. Juli d. J. Vormittags 10 Uhr
an den Meiſtbietenden auf 6 Jahre, von
Michaelis 1847 bis dahin 1853 in unſerer
Seſſionsſtube verpachtet werden.

Die Bedingungen liegen bei uns zur
Einſicht bereit.

Zörbig, den 11. Juni 1847.
Der Magiſtrat.

Die diesjährige Obſtnutzung in dem zum
Rittergute Freienfelde gehörigen Theile
des Hohenweidenſchen Holzes ſoll

Freitag den 18. Juni Nachmittags
3 Uhr

in der Schenke zu Planena öffentlich
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Nachgebote werden nichtverpachtet werden.

angenommen.
Halle, den 12. Juni 1847.

Der Magiſtrat.
Ritterguts- Verkauf.

Das den Herren Karl Theodor,
Karl Otto und Karl Reinhold Ge-
brüder Eſche zugehörige, im Saal-Eiſen-
berger Kreiſe des Herzogthums Sachſen
Altenburg höchſt romantiſch gelegene, von
Kahla, Jena und Roda I St. von
Neuſtadt a. d. O. 3 St. von Weimar
5 St. und vom Anhaltepunkt der Thüringi-
ſchen Eiſenbahn bei Apolda 4 St. entfernte,
Mannlehnrittergut

Schiebelau
ſoll erbregulirungshalber nebſt Allodien und
einem vollſtändigen lebenden und todten Jn-
ventarium

Dienstag den 29. Juni d. J.
von Vormittags 11 Uhr an durch den Un
terzeichneten im Wege des Meiſtgebots, je-
doch mit Vorbehalt der Auswahl unter den
Licitanten, verkauft werden. Es gehören
dazu circa 4 Acker Gärten, 25 Acker Wie
ſen, 140 Acker Felder, 182 Acker Holz,
20 Acker Lehden reſp. Obſtplantagen 2c.,
den Acker zu 200 zehnelligen Quadrat-
ruthen gerechnet.

Das Nähere iſt aus den bei den Her
ren Gebrüder Eſche zu Schiebelau, ſo
wie bei dem Unterzeichneten ausliegenden
Verkaufsbedingungen erſichtlich, von wel
chen der Letztere gegen Erſtattung der Ko-
pialien und Portoverläge auf Verlangen
Abſchrift ertheilt.

Kaufluſtige werden erſucht, ſich am ge-
dachten Tage auf dem Rittergute Schie-
belau einzufinden und ihre Gebote bis
Mittag 1 Uhr anzubringen.

Altenburg, d. 1. Mai 1847.
Hofadvokat Carl Hempel.

Bekanntmachung.
Jn Acken an der Elbe, bei dem Gaſt-

wirth Herrn Fritſch im Berliner Hofe,
ſollen 112 Mutterſchafe, 56 alte Hammel,
36 Erſtlingszibben, 30 Erſtlingshammel,
30 Jährlingszibben, 36 Jährlingshammel
und 100 Lämmer, ſowie auch 3 Kühe und
2 Zuchtſauen, im Einzelnen gegen baare
Zahlung meiſtbietend verkauft werden, wo
zu ich einen Termin Dienstag den
29. d. M. Mittags 1 Uhr ange-
ſetzt habe und Kaufluſtige hierdurch einlade.

Acken, den 10. Juni 1847.
Der Schaafmeiſter Leue.

2000 Thlr. werden gegen ſichere Hypo-
thek zu Michaeli ohne Unterhändler
geſucht. Nähere Auskunft: Promenaden
und Ulrichsſtraßen-Ecke Nr. 36, zwei Trep-
pen hoch.

Jn hieſiger Gegend ſind zu verkaufen:
Ein Landgut mit 350 Morg. Land und

Wieſen nahe bei einer lebhaften Stadt.
Forderung 25,000 Thlr. mit 10,000 Thlr.
Anzahlung.

Ein Rittergut mit 280 Acker Land und
Wieſen 4 Gärten, Jagd und Fiſcherei,
ungezählter Schäferei nebſt baaren Einnah-
men von wenigſtens 150 Thlr. wird ver
kauft mit Schiff und Geſchirr. Forderung
38,000 Thlr. mit der Hälfte Anzahlung.

Ein Rittergut mit 174 Morg. Land und
Wieſen, Rapps und Weizenboden, wird
verkauft mit Schiff und Geſchirr. Forde-
rung 18,000 Thlr. mit 5000 Thlr. An
zahlung.

Ein Rittergut mit 81 Hufen Land,
1 Hufe Wieſen, 180 Acker Holz, 3 Acker
Gärten, Jagd und Fiſcherei, wenigſtens
1000 Thlr. werth, nebſt 1000 1500 Thlr.
baarer Einnahmen außer Zinſen und Lehen,
ungezählte Schäferei, ſoll wegen hohen Al-
ters und größerer Schwächlichkeit des Eigen
thümers ſchleunigſt mit Schiff und Geſchirr
zu 40,000 Thlr. verkauft werden.

Eine Bierbrauerei auf dem Lande nebſt
Materialhandel und 22 Acker Land, ſoll
ſchleunigſt verkauft oder verpachtet werden.

Außerdem ſind mehrere kleinere Güter
zu verkaufen, wie auch Gaſthöfe, Mühlen
und Materialhandlungen.

Gaſthöfe, Mühlen und Materialhand-
lungen ſind jedoch auch zu verpachten.

Verwalter, wie auch Mademoiſellen ſu-
chen zu Johannis oder Michaelis d. J.
Stellen. Desgleichen ein Gärtner und ein
Rechnungsführer.

Näheres durch das Geſchäftsbüreau von

F. Keiſenberg
zu Kelbra bei Roßla.

Verkaufs- Anzeige.
Das auf der ſüd- öſtlichen Seite der

Stadt Nordhauſen, zu geſellſchaftlichen
Vergnügungen ſehr angenehm gelegene, der
Schützen Compagnie daſelbſt gehörige, in
ſehr gutem baulichen Zuſtande befindliche
Schützenhaus, mit Nebengebäuden Schieß-
gräben, Garten, Gras- und Obſtnutzun
gen Kegelbahn und ſonſtigen Zubehörun-
gen ſoll öffentlich an den Meiſtbietenden
verkauft werden. Dazu iſt der

30. Juni 1847 Morgens 10 Uhr
im Locale des Schützenhauſes angeſetzt und
werden Kaufluſtige eingeladen.

Die Verkaufsbedingungen werden vor
Beginn der Licitation bekannt gemacht,
können aber auch ſchon vorher ſowohl beim

Juſtiz Rath Maximilian als beim
Schützenhauptmann E. Spangenberg zu
Nordhauſen zu jeder Zeit eingeſehen
werden.
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Obſt- Verpachtung.
Der diesjährige Ertrag an Aepfeln, Bir-

nen, Pflaumen und welſchen Nüſſen bei
dem Rittergute Goſeck ſoll

Freitag den 2. Juli d. J.
Vormittags 10 Uhr

in der Gerichtsſtube daſelbſt unter den im
Termine bekannt zu machenden Bedingun
gen meiſtbietend verpachtet werden. Die
Hälfte des Pachtgeldes muß ſofort nach
dem Zuſchlage angezahlt werden.

Verkauf.
Auf den 27. Juni d. J. Nachmittags

2 Uhr ſollen die diesjährigen Pflaumen mit
etwas Hartobſt auf der Kleinjenaiſchen
Commun unter den im Termin bekannt
zu machenden Bedingungen meiſtbietend ge-
gen baare Bezahlung in der hieſigen Schenke
verkauft werden.

Es wird bemerkt, daß die Pflaumen von
ganz beſonderer Qualität ſind.

Kleinjena bei Naumburg
den 13. Juni 1847.

Der Ortsrichter Hofmann.

Ein Gut, 2 Stunden von Halle, mit
15 Wispel Ausſaat, 16 Morgen Wieſe
und Garten, 5 Pferden, 19 Stück Rind
vieh und 160 Stück Schafen, ſoll wie es
ſteht und liegt und mit der Hälfte Anzah-
lung ohne Unterhändler verkauft werden.
Der Acker iſt größtentheils Raps- und
Weizenboden, die Gebäude ſind in gutem
Zuſtande und die Forderung dafür iſt
23,000 Thlr. Das Nähere in Nr. 2105
auf dem Strohhofe.

Die diesjährige Obſtnutzung des Rit-
tergutes Netzſchkau bei Lauchſtädt an
Aepfeln, Birnen, Pflaumen und Sauer-
kirſchen ſoll daſelbſt Dienstag den 22. Juni
d. J. Vormittags 10 Uhr unter den im
Termine bekannt zu machenden Bedingun
gen meiſtbietend verpachtet werden.

Gutsverkauf nebſt Schmiede-
gerechtigkeit.

Das dem Schmiedemeiſter Hoffmann
in Piethen zugehörige Coſſathengut, be
ſtehend aus Haus und Wirthſchaftsgebäu-
den, Garten und 12 Morgen Freiacker, bin
ich beauftragt,

Sonntag den 20. Juni Nachmittags
um 2 Uhr

im Gaſthofe zu Piethen öffentlich meiſt
bietend zu verkaufen, wozu ich Kaufliebha
ber mit dem Bemerken einlade, daß die
Bedingungen im Termine ſelbſt zur Ein
ſicht bereit liegen.

Cöthen, den 6. Juni 1847.
F. Wendler, Scribent.
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Hausverkauf.
Jch bin geſonnen, mein allhier dicht am

Markt, Rathhausgaſſe Nr. 253, belegenes
Wohnhaus zu verkaufen. Daſſelbe beſteht
in einem maſſiven Vordergebäude, eine
dergl. Niederlage, nicht unbedeutenden Sei-
ten und Hintergebäuden, und enthält:
1 Saal, 16 zum Theil herrſchaftliche Zim-
mer nebſt Zubehör, großen Hof, Boden-
und Kellerraum. Das Grundſtück iſt von
ausgezeichnet guter Bauart und in einem
ſehr guten baulichen Stande. Kaufliebha-
ber können daſſelbe jederzeit in Augenſchein

nehmen. A. S. Fienſch.
Sehr beachtungswerth

ſind die gegenwärtig hier beim Schießgra-
ben ausgeſtellten panora miſchen Dar-
ſtellungen, und verdienen mit Recht ei-
nen zahlreichen Beſuch. Jn zwölf Abthei-
lungen ſieht man theils in neueſter Zeit
vorgefallene Begebenheiten, theils intereſ-
ſante hiſtoriſche Scenen der Vergangenheit.
Die gut aufgefaßte Wahl der Gegenſtände,
correcte Zeichnung und eine lebhafte natur
getreue Farbengebung befriedigen ſowohl den
Kenner, als auch den blos Schauluſtigen.
Vorzüglich ausgezeichnet und effectvoll iſt
»der Tod des Herzogs von Orleans«
und »die Glockenſtube des Nikolaithur-
mes zu Hamburg. Selten findet man in
einer Bude ſo geſchmackvolle und gute Sa-
chen. Dieſerhalb laſſe Niemand dieſen wohl
meinenden Wink unbenützt. R. T.

Ein Oekonomie-Gehöfte in einer klei-
nen Stadt, beſtehend in maſſivem Wohn-
haus, worin 4 Stuben, Kammern,
Küche u. ſ. w. Scheune, mehrere Ställe,
Garten und Hofraum, welches ſich zum
Produktenhandel und zu jedem andern Ge-
ſchäft eignet, iſt ſofort für 1500 Thlr. mit
der Hälfte Anzahlung zu verkaufen auch
können circa 30 Scheffel Ausſaat Feld und
eine Wieſe dazu gekauft werden. Alles
Nähere durch J. G. Fiedler in Halle,
kl. Steinſtraße Nr. 209.

Sonnenſchirme, Pro-
meneurs und Marqui-
ſen im neueſten Geſchmack
zu Fabrikpreiſen bei

C. E. Stracke,
Kleinſchmieden am Markt,

Nr. 943.

Eine tüchtige Landwirthſchafterin, die
ſchon ſeit mehreren Jahren ſelbſtſtändig der
Herrſchaft zur größten Zufriedenheit ge
wirthſchaftet hat, ſucht als ſolche bis zum
1. k. M. eine Stelle. Offerten bittet man
unter der Ziffer B. B. in der Expedition
des Couriers abzugeben.

Rindvieh- Verkauf.
Ein 1 jähriger Bulle (Schwarzſchäcke)

und zwei 1 jährige Ferſen (Schwarz-
ſchäcken) ſtehen zum Verkauf in Schlet-
tau bei Löbejün, Nr. 29.

Auf dem Riettergute Cöſitz können
3 Ziegelſtreicher, welche ihre Sache gründ-
lich verſtehen ſofort in Arbeit treten. Die
darauf Reflectirenden haben ſich bei dem
Ziegelei- Jnſpektor Schade zu melden.

Gewiſſer Verhältniſſe halber ſteht ein
ganz neues, noch nicht geſpieltes Piano-
forte, von Mahagoni und mit Metall-
platte, unterm Werthe zum Verkauf. Nach
richt in Nr. 1656, Leipziger Straße.

Ein Mann in geſetzten Jahren ſucht als
Hausmann, Bote u. ſ. w. ein Unterkom
men; die Frau, welche tüchtige Köchin iſt,
kann zugleich der Herrſchaft mit beiſtehen.
Alles Nähere durch J. G. Fiedler, kleine
Steinſtraße.

Von einem Gute in der Nähe der
Stadt können noch 60 80 Quart Milch
täglich abgelaſſen werden welche dem Em-
pfänger frei ins Haus geliefert werden.
Reflectirende mögen das Nähere bei Herrn
Gaſtwirth Zumpe im goldenen Herz er
fragen.

Guts- Verkauf.
Ein Vollſpännergut im Deſſauiſchen, mit

circa 6 Wispel Ausſaat Acker und ſchönen
Auenwieſen, ſoll eiligſt Fa milienverhältniſſe
halber für 4800 Thlr. mit circa der Hälfte
Anzahlung verkauft und ſofort übergeben
werden. Näheres ertheilt der Oekonom
G. Röſeler in Halle, Leipzigerſtraße
Nr. 313.

Obſtpacht. Montag den 21. Juni
früh 9 Uhr verpachte ich mein Obſt in
meiner Plantage an der Saale bei Pla
nena in meinem Hauſe Dieskau meiſt-
bietend. v. Hoffmann.

Zwei eiſerne Kochöfen mit Um
faſſungsöfen ſtehen zu verkaufen an der Pro
menade Nr. 1471.

Vom 1. October an iſt eine Wohnung
von 2 bis 3 Stuben nebſt Zubehör, mit
oder auch ohne Pferdeſtall, zu vermiethen
große Steinſtraße Nr. 130.

Wwe. Scheibner.

Geſundes und auf der engliſchen Darre
gut gedarrtes Malz hat zu verkaufen im
Gaſthof zum rothen Roß (Leipz. Straße)

H. Pätzold.



So eben ist erschienen:Mittelhochdeutsches Wör-
terbuch

aus dem Nachlasse
Von

Georg Friedrich Beneckeherausgegeben und bearbeitet
Von

Dr. Wilhelm Müller,a. o. Professor in Göttingen.
Erster Band, erste Lieferung.

Bogen 1 16. A BRISTE.
Lexicon- Octav. geheftet. Preis:

1 Thlr. 10 Ngr.
Ein umfassendes mittelhochdentsches

Wörterbuch, welches dem jetzigen Stand-
punkte der deutschen Sprachforschung
entspricht, hat sich schon lange als eindringendes Bedürfniss herausgestellt, und

insbesondere ist die endliche Veröffent-
lichung des seit vielen Jahren von Be-
nec k e unternommenen Wörterbuehs wie-
derholt gewünscht. Indem ich hiermit das
erste Heft dieses Werkes, das der Ver-
storbene nicht vollenden sollte, dem Pu-
blikum übergebe, mache ich vorläußig nur
darauf aufmerksam, dass seine Hauptten-
denz ist das Verhältniss der mittelhoch-
deutschen Schriftsteller zu erleichtern und
somit einem Jeden als Hilfsmittel für das
Studium der deutschen Sprache zu (die-
nen. Ueber das Verhältniss meiner Ar-
beit zu der von Benechke bemerke ich,
dass sie hauptsächlich darin bestand, das
noch nicht Vollendete dem Plane des Ver-
ewigten gemäss auszuführen, auf der an-
dern Seite aber aus eigenen Sammlun-

en das noch fehlende zu ergängzen.Zu tährſieher werde ich darüber in der

Vorrede sprechen. Ein alphahbetisches
Verzeichniss aller angeführten und er-
IKlärten Wörter
gegeben werden: vorläufig ist in den nö-
thigen Fällen schon in dem Wörterbuche
selbst verwiesen.

Göttingen, im April 1847.
W. Müller.

Der Umfang des ganzen Werkes ist
auf etwa 90 Bogen berechnet, welche,in 2 Bände getheilt, in Lieferungen von
16 Bogen ausgegeben werden.

Der Preis einer solchen Lieferung ist
auf 1 Thlr. 10 Ngr. bestimmt.

Eine kleine Anzahl Exemplare sind
auf Schreibpapier gedruckt, welche zu
dem Preise von 2 Thlr. zu haben sind.

Leipzig, im April 1847.
Weidmann'sche Buchhandlung.

Bernſteinlack, Copallack, in Firniß ab-
geriebenes Bleiweiß und ruſſiſchen Leim em
pfiehlt in beſter Qualität

E. L. Helm, große Steinſtraße.

wird am Schlusse bei-
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Bei H. Kirchner in Leipzig iſt ſo eben erſchienen und durch alle Buchhand

lungen zu erhalten

ProteſtBrief
Se. Exeeltenz

den VBerrn Miniſter Eichhorn.
Von

einem proteſtantiſchen Kirchenvorſteher
(G. Schwetſchke in Halle).

Preis 1 Sgr.

Ein Hausknecht mit guten Atteſten fin
det ſogleich einen Dienſt beim

Kaufmann Fürſtenberg.

Drei Fohlen, 4-, 3- und 2jährig,
ſtehen im Werther'ſchen Gehöfte vor dem
Schifferthore zum Verkauf.

Ein junger Hund, weiß und gelb ge-
fleckt, mit Leder- Halsband und Ring, iſt
zugelaufen Leipziger Vorſtadt Nr. 1568.

Kaffee-Service u. Kuchen-
körbe

empfehlen in neuer Auswahl
Spieß Schober.

Langes Roggerſtaoh iſt zu verkaufen

am alten Markt Nr. 549.

Fetten geräucherten Rheinlachs
empfing C. H. Riſel.

Geſucht
wird zum 1. Juli d. J. ein gewandter,
gut empfohlener Burſche auf der Pfarre
zu Steuden bei Schafſtedt.

Trotha, bei Herrn Preis.
m

Heute, ſowie jede Mitcwech Garten Concert

von der Familie Drechsler.
e TDTZDTJTJèTJT] m Feldſchlößchen.

Heute, Mittwoch, Concert.
Vereinigtes Muſikchor.
Bad Wittekind.

Mittwoch den 16. Juni großes Mili-
tair- Concert von dem Muſikchor des
Füſilier-Bataillons.

Reſtauration Schkeuditz.
Alle Donnerstage Geſellſchaftstag und

Garten Concert.
Bei meiner Abreiſe von hier nach Lon

don ſage ich allen Freundinnen und Be-
kannten ein herzliches Lebewohl.

Clara Haubenſtock, geb. Cohn.

Gänzlicher Ausverkauf.
Der Ausverkauf meines Schnittwaaren-Lagers beſteht fort und werden ſämmtliche

Waaren zu auffallend billigen Preiſen verkauft.
Michael Preuß, Rathhausecke.

Zugleich ſetze ich ein hieſiges und auswärtiges geehrtes Publikum in Kenntniß, daß
das Watten- Geſchäft eigner Fabrik, kleiner Berlin Nr. 414, früher unter der Firma
G. Jonſon, fortbeſteht, und ſtelle ich bei dem ſchwerſten Gewichte die allerbilligſten
Preiſe. Michael Preuß, kl. Berlin Nr. 414 und Rathhausecke.

Die Arbeiten des Damenſattels nebſt
dem Reitzeuge der Wette,

welche Herr Sattlermeiſter Fincke zu Magdeburg mit mir einzugehen angenommen
hat, ſind bereits unter der Controle S hieſiger ſehr achtbarer Bürger von mir angefan
gen worden weshalb ich ein hohes Publikum hierdurch ganz ergebenſt einlade, ſich
ſelbſt von der Wahrheit meiner eigenthümlichen Arbeit, welche mir von vielen Sach-
verſtändigen unſerer Provinz ſo ſehr beſtritten worden, zu überzeugen Jeder, der ſich
dafür intereſſirt, wird mir auf das Freundlichſte willkommen ſein.

Der Sattel und ReitzeugVerfertiger Fr. Lange, gr. Ulrichsſtraße Nr. 66.

Gebauerſche Buchdruckerei.

bei
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